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Allgemeine

Verwaltungsvorschrift
der Bundesregierung

Allgemeine  Verwaltungsvorschrift zu § 17 Verkehrs-
sicherstellungsgesetz tber die Sicherstellung von
Guterbeforderungen auf der StraRe (VSGGuUVwV)

A. Problem und Ziel

Das Verkehrssicherstellungsgesetz (VerkSiG) ist eines der sogenannten Sicherstellungs-
gesetze, welche im Falle des duReren Notstandes, insbesondere bei der Feststellung des
Verteidigungsfalls, anwendbar werden. Es ist die Ermachtigungsgrundlage, um die fir
Zwecke der Verteidigung erforderlichen lebenswichtigen Verkehrsleistungen, insbesonde-
re zur Versorgung der Zivilbevolkerung und der Streitkrafte, sicherzustellen. Dazu zahlen
u. a. Malnahmen von Bund und Landern zur Sicherstellung von Giterbeférderungen auf
der Stral3e. Eine entsprechende, auf Grundlage von § 17 VerkSiG vom Bundesministeri-
um flir Verkehr erlassene Allgemeine Verwaltungsvorschrift ist in der aktuell geltenden
Fassung seit 25.06.1998 in Kraft. Die derzeit gultige Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu
§ 17 VerkSiG Uber die Sicherstellung von Guterbeférderungen auf der Stralle
(VSGGuVwV) weist an verschiedenen Stellen (Verfahrens-)Defizite auf und bedurfte
— auch vor dem Hintergrund der geéanderten sicherheitspolitischen Ausgangslage — einer
Uberarbeitung.

B. Losung

Mit der Uberarbeitung der Verwaltungsvorschrift werden insbesondere die bislang in der
Transportorganisation des Bundes (TOB) und der Lander (TOL) in unterschiedlicher Aus-
pragung wahrzunehmenden Mallnahmen in der Vorbereitung und Planung zu Friedens-
zeiten (nicht nachholbare MalRnahmen) vereinheitlicht. Die bislang — im Gegensatz zur
TOB — in der TOL als nachholbare MalRnahme vorgesehene Unterrichtung der Unterneh-
men und deren ausgewahlter Flhrungskrafte Uber die wahrzunehmenden Aufgaben er-
folgt nunmehr zur Sicherstellung einer zligigen Umsetzung der vorgesehenen Malinah-
men im Falle des Artikels 80a des Grundgesetzes (GG) bzw. des Artikels 115a GG (Zu-
stimmungs-, Spannungs-, Blndnis- und Verteidigungsfall) als nicht nachholbare Malf3-
nahmen bereits zu Friedenszeiten.
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Um eine einheitliche Planung und Vorbereitung in Friedenszeiten sicherzustellen, kann
das Bundesministerium fur Verkehr auf Antrag eines Landes - auch weiterhin - das Bun-
desamt fur Logistik und Mobilitat anweisen, die Malinahmen der Planung und Vorberei-
tung der TOL zu Friedenszeiten ganz oder teilweise durchzufihren.

DarlUber hinaus wurde nach Aufhebung der Ernahrungsbewirtschaftungsverordnung ge-
maf Artikel 3 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts zur Sicherstellung der Ernah-
rung in einer Versorgungskrise die Grundlage flir die Berechnung der in Friedenszeiten
fur die TOB und TOL einzuplanenden LKW-Kapazitaten tberarbeitet und diese — im Ver-
gleich zur bisherigen Planungsgréfie — deutlich angehoben.

Die bislang an verschiedenen Stellen der derzeit glltigen Verwaltungsvorschrift geregel-
ten MalRnahmen zur Sicherstellung von Glterbeférderungen auf der StralRe in den Fallen
der Artikel 80a bzw. 115a GG werden nunmehr gebuindelt dargestellt. Hierbei werden die
entlang des Verfahrensablaufs wahrzunehmenden Aufgaben der einzelnen Beteiligten
sowie die dafir erforderlichen Kommunikationswege erstmalig dezidiert aufgefiihrt, auch
anhand von Prozessablaufdiagrammen.

Um das Zusammenwirken der TOB und der TOL bestmdglich sicherzustellen, soll das
Bundesamt fur Logistik und Mobilitéat in Erweiterung seiner bisherigen Rolle als TOB-
Einsatzbehdrde auch koordinierende Aufgaben im Zusammenspiel mit den Landern im
Gesamtprozess der Sicherstellung des Guterverkehrs auf der Stralde wahrnehmen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

1. Bund

Zu Haushaltsausgaben, die nicht den Erfullungsaufwand betreffen, kénnen aufgrund der
Unvorhersehbarkeit und der Tragweite von Malinahmen im Anwendungsfall des VerkSiG
keine Aussagen getroffen werden.

Fir den Bund entstehende Mehrbedarfe sind finanziell und stellenmafig im jeweiligen
Einzelplan auszugleichen.

2. Lander und Kommunen

Zu Haushaltsausgaben, die nicht den Erfullungsaufwand betreffen, kdnnen aufgrund der
Unvorhersehbarkeit und der Tragweite von MaRnahmen im Anwendungsfall des VerkSiG
keine Aussagen getroffen werden.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger
Es entsteht kein Erflllungsaufwand fir Blrgerinnen und Burger.
E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Durch die Neufassung der Verwaltungsvorschrift entsteht kein Erflllungsaufwand fir die
Wirtschaft.

E.3 Erfullungsaufwand fir die Verwaltung

a) Bund

Durch die Neufassung der Verwaltungsvorschrift entsteht kein neuer Erfullungsaufwand
fur die Verwaltung, da lediglich bestehende Regelungen angepasst werden beziehungs-
weise das Verwaltungsverfahren konkretisiert wird.

Da weder der Ereignisfall in der Art des Eintritts oder in dem Ausmal} abzuschatzen noch
die Haufigkeit von Ereignisfallen vorhersehbar ist, ist ein Erflllungsaufwand des Bundes-
amtes flr Logistik und Mobilitat zur Durchflihrung von MalRnahmen zur Sicherstellung von
Guterbeforderungen auf der Strale im Anwendungsfall des Verkehrssicherstellungsge-
setzes nicht darstellbar.

b) Lander und Kommunen

Durch die Neufassung der Verwaltungsvorschrift entsteht kein neuer Erfullungsaufwand
fur die Verwaltung, da lediglich bestehende Regelungen angepasst werden beziehungs-
weise das Verwaltungsverfahren konkretisiert wird.

Aus den o.g. Grinden ist ein Erfullungsaufwand zur Durchfihrung von MaRnahmen zur
Sicherstellung von Guiterbeférderungen auf der Straf’e im Anwendungsfall des Verkehrs-
sicherstellungsgesetzes nicht darstellbar.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 1. Juli 2026
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Biirgermeister

Dr. Andreas Bovenschulte

Sehr geehrter Herr Bundesratsprésident,

hiermit iibersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 Verkehrssicherstellungsgesetz
tiber die Sicherstellung von Giiterbeforderungen auf der Straf3e
(VSGGiVwV)

mit Begriindung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 85 Absatz 2 des
Grundgesetzes herbeizufiihren.

Federfithrend ist das Bundesministerium fir Verkehr.

Mit freundlichen Griilen
Friedrich Merz
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Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 Verkehrssicherstellungsgesetz
uber die Sicherstellung von Giterbeforderungen auf der StraRe
(VSGGilivwV)

Vom ...

Nach Artikel 85 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 19 Absatz 5 Satz 1
des Verkehrssicherstellungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober
1968 (BGBI. | S. 1082), das zuletzt durch Artikel 40 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI.
2024 | Nummer 236) geandert worden ist, und nach Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes in
Verbindung mit § 19 Absatz 6 des Verkehrssicherstellungsgesetzes erlasst das
Bundesministerium fur Verkehr folgende Allgemeine Verwaltungsvorschrift:

1. Abschnitt
Vorbemerkungen

Far Zwecke der Verteidigung, insbesondere zur Versorgung der Zivilbevolkerung und der
Streitkrafte, ist es erforderlich, dass der Bund und die Lander MaRnahmen zur Sicherstellung
von Guterbeférderungen auf der Stralde treffen (§ 17 Verkehrssicherstellungsgesetz,
VerkSiG). Der Begriff der Streitkrafte umfasst hierbei auch die sich in Deutschland
aufhaltenden verbiindeten Streitkrafte.

Diese Verwaltungsvorschrift regelt die Vorbereitung und die Durchfiihrung von Malinahmen
zur Sicherung von Verkehrsleistungen im Bereich des Giiterverkehrs auf der Strale und
beschreibt das vorgesehene Verfahren, die Zustandigkeiten und das Zusammenwirken
zwischen beteiligten Behoérden von Bund und Landern.

2. Abschnitt
Transportorganisationen

1 Die Sicherstellung lebenswichtiger Gutertransporte auf der Strale wird im
Anwendungsfall des VerkSiG insbesondere durch Transportorganisationen
gewabhrleistet.

2 Eine Transportorganisation ist eine Auswahl von Unternehmen des
StralRenguterverkehrs und der Logistik, die im Anwendungsfall des VerkSiG aufgrund
ihrer GrofRe und Leistungsstarke oder aufgrund ihrer spezifischen
Transportkompetenz zur Durchfilhrung von lebenswichtigen Gutertransporten
besonders geeignet sind.

Die Transportorganisationen werden in

— die Transportorganisation des Bundes (TOB) sowie
— die Transportorganisationen der Lander (TOL)

unterteilt.
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7.1

7.2

Unternehmen der TOB stellen im Anwendungsfall des VerkSiG vorrangig
lebenswichtige liberregionale Gutertransporte (Gutertransporte im Fernbereich,
soweit die Transporte Uber den Bereich eines Landes hinausgehen und mehr als 150
km betragen) zur Versorgung der Bevdlkerung, der Wirtschaft und der Streitkrafte
sicher.

Dies umfasst insbesondere auch

— die Anfuhr von Rohstoffen bzw. den Abtransport von Erzeugnissen, wenn es sich
um die Produktion von Gutern handelt, sowie
— den Guterumschlag im Zusammenhang mit Transporten.

Unternehmen der TOL stellen im Anwendungsfall des VerkSiG vorrangig
lebenswichtige regionale Guitertransporte (Gutertransporte im Nah- und
Regionalbereich, die nicht Uber den Bereich eines Landes hinausgehen, oder
Transporte im Nah- und Regionalbereich bis 150 km, die tber den Bereich eines
Landes hinausgehen) zur Versorgung der Bevdlkerung, der Wirtschaft und der
Streitkrafte sicher.

Dies umfasst insbesondere

— regionale Gutertransporte zur Versorgung der Bevolkerung,

— regionale Transporte fiir die Streitkrafte,

— Sammel- und Verteilerverkehre im Zusammenhang mit der Produktion von
Gutern.

3. Abschnitt
Verfahrensbeteiligte und Zustéandigkeiten

Die Aufgaben der TOB werden gemaf} § 19 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f VerkSiG
vom Bund wahrgenommen.

Die Wahrnehmung dieser Aufgabe hat das Bundesministerium fiir Verkehr geman

§ 19 Absatz 3 Satz 1 VerkSiG dem Bundesamt fur Logistik und Mobilitat Gbertragen.
Die Ubertragung der Aufgabe wurde im Verkehrsblatt im bekannt gemacht (VkBI.
1996 S. 558).

Die Aufgaben der TOL gemaf § 19 Absatz 1 Nummer 2 VerkSiG werden von den
Landern im Auftrag des Bundes wahrgenommen.

Far die Wahrnehmung der Aufgaben im Zusammenhang mit den
Transportorganisationen sind die Einsatzbehérden zustandig.

Einsatzbehdrde fur die TOB ist das Bundesamt fir Logistik und Mobilitat (§ 19 Absatz
3 VerkSiG).

Einsatzbehdrden fiir die TOL sind die héheren Verkehrsbehdrden der Lander oder in
Landern, in denen hohere Verkehrsbehdrden nicht bestehen oder die Lander dies
bestimmen, die obersten Verkehrsbehdrden, sofern nicht durch die Lander (auch)
andere Verkehrsbehdrden allgemein oder im Einzelfall als Einsatzbehérde(n) der TOL
bestimmt werden.
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Die Einsatzbehdrden der TOB und der TOL arbeiten bei der Erfullung ihrer Aufgaben
zusammen.

Die koordinierende Behorde im Sinne dieser Allgemeinen Verwaltungsvorschrift ist
das Bundesamt fur Logistik und Mobilitat.

Die koordinierende Behorde stellt das Zusammenarbeiten der
Transportorganisationen sicher und nimmt koordinierende Aufgaben im
Gesamtprozess wahr.

Die Bedarfstrager nach dem Bundesleistungsgesetz (BLG) im Sinne dieser
Verwaltungsvorschrift sind in § 6 Anforderungsbehdrden- und
Bedarfstragerverordnung (ABV) abschliel3end aufgezahlt.

Die Bedarfstrager Ubermitteln ihren Transportbedarf bei regionalen Gitertransporten
(geman Ziffer 4) an die TOL-Einsatzbehdrden und bei Uberregionalen
Gutertransporten (gemaR Ziffer 3) an die koordinierende Behoérde (siehe Abschnitt 8
Durchfiihrung).

Leistungsempfianger nach dem BLG ist der Bedarfstrager, soweit im
Leistungsbescheid nicht eine andere Stelle angegeben ist. Dies kdnnen auch
verblUndete Streitkrafte bzw. deren Staat sein (vgl. § 8 BLG).

Der Leistungsempfanger ist die Stelle, fur die die Leistung erbracht wird.

Anforderungsbehoérden nach dem BLG sind die unteren Verkehrsbehérden der
Lander (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 ABV).

Sofern Anforderungsbehdrden aus tatsachlichen Griinden nicht in der Lage sind, ihre
Befugnisse auszulben, kdnnen diese von den Ubergeordneten Behdrden desselben
Verwaltungszweiges wahrgenommen werden (§ 5 Satz 1 ABV).

Die Anforderungsbehoérden fordern Verkehrsleistungen nach den Vorgaben der
Einsatzbehdrden bei den Unternehmen der TOB und TOL mittels Leistungsbescheid
nach dem BLG an.

Leistungspflichtig nach dem BLG sind fir Malnahmen nach 8.1 der Inhaber des
Betriebs sowie der Eigentimer oder Besitzer des Verkehrsunternehmens oder des
Verkehrsmittels (§ 2 Absatz 1 Nummer 9i. V. m. § 9 Absatz 1 Nummer 5 BLG) bzw.
derjenige, der durch Vertrag verpflichtet wird (§ 2 Absatz 1 Nummer 10i. V.m. § 9
Absatz 1 Nummer 6 BLG).

4. Abschnitt
Sicherstellung von Giiterbeférderungen auf der StraBe

Lebenswichtige Giiterbefdrderungen auf der Strafle werden insbesondere durch die
nachfolgenden MalRnahmen sichergestellt:

Anforderung von Verkehrsleistungen von Eigentiimern oder Besitzern von
Verkehrsmitteln durch Leistungsbescheid (§ 2 Absatz 1 Nummer 9 und 10 des BLG).

Uberlassung von Verkehrsmitteln und -anlagen zum Gebrauch, zum Mitgebrauch
oder zu anderer Nutzung, die mit diesen Verkehrsmitteln und -anlagen méglich sind
(§ 2 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 5 des BLG).
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8.3 Erlaubnispflicht fir bestimmte Fahrten mit Nutzfahrzeugen bei einem Mangel an
Lastkraftwagen, Zugmaschinen und Anhangern nach den §§ 6 und 7 der Verordnung
zur Sicherstellung des Strallenverkehrs (StrVerkSiV).

8.4 Weitere MalRnahmen kénnen sich im Einzelfall insbesondere aus dem VerkSiG, der
StrVerkSiV sowie weiterer nach § 1 VerkSiG zu erlassenden Rechtsverordnungen
ergeben.

8.5 Die MalRnahmen sind so zu treffen, dass in den Stralenverkehr und in die
wirtschaftliche Betatigungsfreiheit der betroffenen Unternehmen so wenig wie maglich
eingegriffen wird.

Dabei ist auch auf Zumutbarkeit und Belastungsgleichheit bei mehreren gleich
geeigneten Leistungspflichtigen zu achten.

Dem Anhdrungserfordernis gemaf § 28 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVG) ist
Rechnung zu tragen.

8.6 Die sicherstellungsrechtlichen Eingriffe sind beim Wegfall der ihnen
zugrundeliegenden Erfordernisse und Voraussetzungen aufzuheben.

5. Abschnitt
Planungen der TOB und TOL

9.1 Der Umfang der Planungen der TOL und TOB richtet sich nach der einzuplanenden
Nutzlast geeigneter Transportkapazitaten (Lkw-Kapazitaten).

9.2 Die Einplanung von LKW-Kapazitaten dient planerischen Zwecken zur gezielten
Vorsorge und Vorbereitung auf Einsatzlagen.

9.3 Die fur die TOB und TOL einzuplanenden Lkw-Kapazitaten sollen sich am taglichen
Guterbedarf insbesondere zur Versorgung der Bevdlkerung und der Streitkrafte in
einem Anwendungsfall des Gesetzes orientieren.

9.4  Als Anhalt fir die Berechnung des taglichen Giterbedarfs dient der empfohlene
Grundnahrungsmittelvorrat (inklusive Getranke) fir eine Person und einen Tag
gemalR Vorratstabelle des Bundesministeriums fur Landwirtschaft, Ernédhrung und
Heimat sowie ein mit den Landern abgestimmter Aufschlag zur Berlcksichtigung
weiterer lebenswichtiger Giter zur Versorgung der Bevolkerung, der Wirtschaft und
der Streitkréafte.

9.5 Die danach fir die TOB und TOL einzuplanenden Lkw-Kapazitaten betragen
insgesamt 435.000 Tonnen.

Die einzuplanenden Lkw-Kapazitaten sind auf die TOL und TOB im Verhaltnis 1/3 zu
2/3 zu verteilen.

9.6  Furdie TOL und TOB sind folgende Lkw-Kapazitaten einzuplanen:

Gesamt TOL (%) TOB (%)
Lkw-Kapazitaten 435.000 Tonnen | 145.000 Tonnen | 290.000 Tonnen
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Unter Berlcksichtigung der prozentualen Bevdlkerungsanteile sind nachfolgende
Lkw-Kapazitaten fir die TOL des jeweiligen Landes einzuplanen.

Bundesland Einzuplanende Lkw-Kapazitat
(in Tonnen)

Baden-Wirttemberg 19.000
Bayern 21.500
Berlin 6.500
Brandenburg 4.500
Bremen 1.500
Hamburg 3.500
Hessen 11.000
Mecklenburg-Vorpommern | 2.500
Niedersachsen 13.000
Nordrhein-Westfalen 31.000
Rheinland-Pfalz 7.500
Saarland 1.500
Sachsen 7.500
Sachsen-Anhalt 4.500
Schleswig-Holstein 5.500
Thiringen 4.500

Bei der regionalen Verteilung der fiir die TOB einzuplanenden Lkw-Kapazitaten sollen
insbesondere die Bevoélkerungsdichte (GroR3stadte, Ballungsraume und
Metropolregionen) berticksichtigt werden.

Ebenso sollen auch Bedarfe der Streitkrafte fiir zivilgewerbliche
Unterstitzungsleistungen (z. B. fir Rast- und Sammelrdume) bertcksichtigt werden.

Zur Erfullung der in Ziffer 3 und 4 dieser Verwaltungsvorschrift genannten Aufgaben
sollen bei der Auswahl der Unternehmen fiir die TOB und TOL Uber die in Ziffer 9.5
genannten Lkw-Kapazitaten hinaus die spezifischen Transportkompetenzen
(einschlieBlich der Subkompetenzen Gefahrgut und Lebensmittel) der Unternehmen
berlcksichtigt werden.

Folgende Transportkompetenzen sollen bei der Auswahl der Unternehmen
berlcksichtigt werden:

— Stickgut

— Flassiggut

— Schittgut

— Thermogut

— Unkonventionelle Guter (einschlieBlich Kranfahrzeuge und Tiertransporte)

Die Berlcksichtigung weiterer Transportkompetenzen oder Subkompetenzen erfolgt
in Abstimmung zwischen dem Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat und den Landern.

Der Umfang der Planungen ist in Abstimmung zwischen dem Bundesministerium fiir
Verkehr, dem Bundesamt fur Logistik und Mobilitdt und den obersten
Verkehrsbehorden der Lander spatestens alle flinf Jahre zu Uberprifen.
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10.1

10.1.1

10.1.2

10.2
10.2.1

6. Abschnitt
Vorbereitungen fiir die TOL

Nicht nachholbare MaBnahmen der TOL

Die Vorbereitungen fiir die TOL in Friedenszeiten beschranken sich auf nachfolgende
in Krisen oder im Verteidigungsfall nicht nachholbare Malknahmen.

Hierbei ist die Inanspruchnahme von Unternehmen der TOL aulierhalb des
Anwendungsfalls des VerkSiG auf MaRnahmen zu beschranken, die fir die
Einsatzplanung zwingend erforderlich und geboten sind.

Fir die TOL sind grundsatzlich Guterkraftverkehrs- und Logistikunternehmen, die
Nah- und Regionalverkehr, einschlieRlich grenziiberschreitendem Verkehr, betreiben,
mit deren Zustimmung auszuwahlen.

Die notwendige Anzahl der benétigten Unternehmen richtet sich nach deren
Fahrzeugkapazitaten und der festgesetzten Tonnage (siehe Ziffer 9.6).

Die ausgewahlten Unternehmen sind mit dem Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat
abzustimmen.
Die Bedarfe der Bundeswehr sind bei der Auswahl gesondert zu berticksichtigen.

Die nicht nachholbaren Maftnahmen der TOL umfassen insbesondere

— die Unterrichtung der Unternehmen und deren ausgewahlte Fuhrungskrafte Gber
die wahrzunehmenden Aufgaben, einschliel3lich der Information Gber mégliche
nachholbare MalRnahmen, und

— die Ermittlung der Fahrzeuge der ausgewahlten Unternehmen und Einplanung
dieser Fahrzeuge im Zentralen Fahrzeugregister gemaf § 32 Absatz 1 Nummer
4, § 35 Absatz 5 Nummer 5 StVG sowie

— die Einrdumung von Telekommunikationsbevorrechtigungen fur die Unternehmen
gemal § 186 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) unter Beachtung des zur
Umsetzung vorgesehenen Verfahrens gemaf § 187 TKG.

Auf Antrag eines Landes kann das Bundesministerium fir Verkehr das Bundesamt fir
Logistik und Mobilitat anweisen, die Malnahmen nach dieser Ziffer ganz oder
teilweise fir die TOL durchzufihren.

Anderungsantrage sind mit dem Bundesministerium fiir Verkehr einvernehmlich
abzustimmen.

Das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat wurde zuletzt mit Erlass des
Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr vom 08.12.2022 auf Antrag aller
Lander beauftragt, sdmtliche MalRnahmen der TOL nach Ziffer 10.1.1 durchzufGhren.

Nachholbare MaRnahmen der TOL

Der Zeitpunkt der nachholbaren Malinahmen fiir die TOL wird vom
Bundesministerium fir Verkehr im Benehmen mit den obersten Verkehrsbehérden
der Lander bestimmt. Das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitét in seiner Funktion als
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koordinierende Behorde ist durch das Bundesministerium fiir Verkehr hieriiber in
Kenntnis zu setzen.

Die Durchfuihrung der nachholbaren MalRnahmen wird durch die Auslésung des
Zivilen Alarmplans veranlasst.

Folgende nachholbare MaRnahmen kommen in Betracht:

10.2.2 Vor Eintritt der Voraussetzungen fur die Sicherstellung von Arbeitsleistungen, § 3 des
Arbeitssicherstellungsgesetzes (ASG):

die Empfehlung an die Unternehmen, im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7
ASG mdglicherweise fehlenden bzw. zusatzlichen Bedarf an Arbeitskraften, fur die im
Falle des § 3 ASG Malinahmen nach § 2 Nummer 2 und 3 ASG mdglich sind,
festzustellen und bei der zustandigen Agentur fir Arbeit anzumelden, wenn der
Arbeitskraftebedarf nach Eintritt der Voraussetzungen des § 3 ASG voraussichtlich
nicht oder nicht rechtzeitig festgestellt und angemeldet werden kann und deswegen
die Deckung des Arbeitskraftebedarfs gefahrdet wird (§ 1 Absatz 2 der Verordnung
Uber die Feststellung und Deckung des Arbeitskraftebedarfs nach dem
Arbeitssicherstellungsgesetz (ArbSV)).

Ab Eintritt der Voraussetzungen fur die Sicherstellung von Arbeitsleistungen, § 3
ASG:

die Empfehlung an die Unternehmen im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7
ASG, moglicherweise fehlenden bzw. zusatzlichen Bedarf an Arbeitskraften, fir die
im Falle des § 3 ASG MalRnahmen nach § 2 Nummer 2 und 3 ASG moglich sind,
festzustellen und bei der zustandigen Agentur fir Arbeit anzumelden (§ 1 Absatz 1
ArbSV).

10.2.3 die Unterstiitzung der TOL-Unternehmen bei der Unabkémmlichstellung fiir
Spannungszeiten und fir den Verteidigungsfall von Personal (vgl. § 13
Wehrpflichtgesetz (WPfIG) i. V. m. der Verordnung Uber die Zustandigkeit und das
Verfahren bei der Unabkdémmlichstellung (UkV)).

Die vorschlagsberechtigten Behérden gem. § 1 UkV schlagen den zustandigen
Wehrersatzbehdrden die Unabkdmmlichstellung von Wehrpflichtigen oder
Dienstleistungspflichtigen der TOL-Unternehmen vor.

10.2.4 Weitere nachholbare Maf3nahmen fiir die TOL kénnen nach Weisung durch das
Bundesministerium fir Verkehr im Benehmen mit den TOL-Einsatzbehoérden
bestimmt werden.

10.3 Zustandigkeit

Die Einsatzbehoérden sind fir die Wahrnehmung der nachholbaren MaRnahmen
zustandig, soweit nicht durch die Lander allgemein oder im Einzelfall abweichende
Zustandigkeiten bestimmt werden oder diese sich aus einschlagigen
Rechtsvorschriften ergeben.



Drucksache 394/26 -8-

11.2

11.2.1

11.2.2

11.2.3

12.1.

12.2.

13

13.1

7. Abschnitt
Vorbereitungen fiir die TOB

Nicht nachholbare MaBnahmen der TOB

Die Vorbereitungen fir die TOB im Bereich der nicht nachholbaren Malinahmen im
Friedensfall beschranken sich auf die Manhahmen der TOL nach Ziffer 10.1.1, wobei
fur die TOB grundsatzlich Guterverkehrs- und Logistikunternehmen, die Fernverkehr,
einschliellich grenziberschreitendem Verkehr, betreiben, mit deren Zustimmung
auszuwahlen sind.

Die Inanspruchnahme von Unternehmen der TOB auf3erhalb des Anwendungsfalls
des VerkSiG ist hierbei auf MalRnahmen zu beschranken, die fur die Einsatzplanung
zwingend erforderlich und geboten sind.

Nachholbare MaRnahmen der TOB

Die Vorbereitungen fiir die TOB im Bereich der nachholbaren Malinahmen
beschranken sich auf die Mallnahmen nach Ziffer 10.2.

Der Zeitpunkt der nachholbaren MalRnahmen fiir die TOB wird vom
Bundesministerium fir Verkehr im Benehmen mit dem Bundesamt fir Logistik und
Mobilitat bestimmt.

Weitere nachholbare MaRnahmen fir die TOB kénnen nach Weisung durch das
Bundesministerium fur Verkehr im Benehmen mit dem Bundesamt fir Logistik und
Mobilitdt bestimmt werden.

8. Abschnitt
Durchfiihrung

Den Zeitpunkt der Durchfiihrung ordnet das Bundesministerium fur Verkehr nach
Anhoérung der obersten Verkehrsbehdrden der Lander flr das gesamte Bundesgebiet
oder Teile davon an. Die durch den Zivilen Alarmplan ausgelésten Regelungen des
Bundesministeriums fiir Verkehr fiir die Giterbeférderungen auf der Stral3e sind
Weisungen im Sinne von Artikel 85 Absatz 3 GG.

Im Folgenden werden neben Begriffsbestimmungen (Ziffer 13) zudem der
Verfahrensablauf sowie die damit einhergehenden Aufgaben der
Verfahrensbeteiligten zur Durchfiihrung der in den Abschnitten 2 und 4
beschriebenen MalRnahmen zur Sicherstellung der Guterbeférderungen (Ziffer 14)
dargestellt.

Begriffsbestimmungen
Zu 8.1 (Verkehrsleistungen)

Verkehrsleistungen im Sinne dieser Vorschrift sind die einmalige oder
wiederkehrende Beférderung von Gitern. Zur Erbringung von Verkehrsleistungen
besteht im Allgemeinen Bedarf an Nutzfahrzeugen des StralRenverkehrs. Dabei kann



13.2

13.3

14

14.1

14.1.1
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es sich auch um spezielle Verkehrsmittel wie z. B. Tieflader, Tiertransporter oder
Tankfahrzeuge handeln.

Wiederkehrende Beférderungen sind mehrere gleichartige Beférderungen innerhalb
eines bestimmten Zeitraumes, die zusammengefasst in einem einzigen
Leistungsbescheid (Muster siehe Anlage 4) angefordert werden.

Zu 8.2 (Uberlassung von Verkehrsmitteln und -anlagen zum Gebrauch)

Unter Gebrauch ist die ausschliel3liche Nutzung durch den Leistungsempfanger zu
verstehen.

Mitgebrauch umfasst die Berechtigung sowohl des Leistungsempfangers als auch
des Eigentimers zum bestimmungsgemaflen Gebrauch der Verkehrsmittel und -
anlagen. Dabei ist auch die teilweise erfolgende Nutzung durch den
Leistungsempfanger erfasst, die eine Nutzung durch den Eigentiimer zu eigenen
Zwecken zulasst.

Unter anderer Nutzung sind alle Nutzungsarten zu verstehen, die mit
Verkehrsmitteln und -anlagen mdglich sind.

Zu 8.3 (Erlaubnispflicht fiir bestimmte Fahrten mit Nutzfahrzeugen)

Bestimmte Fahrten mit Lastkraftwagen sind Fahrten mit nicht lebenswichtigen
Gutern. Dies ergibt sich aus § 6 Absatz 1, § 7 Absatz 1 StrVerkSiV.

Lebenswichtige Interessen i. S. d. § 7 Absatz 1 StrVerkSiV kdnnen insbesondere
das Freihalten von StralRen (z. B. zur Aufrechterhaltung der Operationsfahigkeit der
Streitkrafte) oder ein Mangel an Transportraum zur Beforderung lebenswichtiger
Guter (Versorgung der Bevodlkerung und der Streitkrafte) sein.

Verfahrensablauf und Aufgaben der Verfahrensbeteiligten
Verfahrensablauf

Im Folgenden wird das vorgesehene Verfahren und das Zusammenwirken in der
Durchfiihrung zwischen den Einsatzbehérden, der koordinierenden Behérde sowie
den Anforderungsbehdrden und Bedarfstragern bzw. Leistungsempfangern
dargestellt.

Verfahren bei Anforderung von Verkehrsleistungen oder Uberlassung von
Verkehrsmitteln zur Sicherstellung von regionalen Giiterbeférderungen durch
die TOL

Die Anforderung von Verkehrsleistungen oder Uberlassung von Verkehrsmitteln
mittels Leistungsbescheid zur Sicherstellung von regionalen Giterbeférderungen
durch die TOL folgt nach dem als Anlage 1 beigefiigten Muster-
Prozessablaufdiagramm TOL.

Etwaige Anpassungen hiervon erfolgen durch die Lander in eigener Zustandigkeit
unter Beachtung der geltenden Vorschriften (insbesondere der Regelungen der ABV).
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14.1.2

14.1.3

14.2.

14.2.1

Verfahren bei Anforderung von iiberregionalen Transportleistungen durch die
TOB, Abhilfe durch eine andere Transportorganisation

Die Anforderung von Verkehrsleistungen oder Uberlassung von Verkehrsmitteln
mittels Leistungsbescheids zur Sicherstellung von Uberregionalen
Guterbeforderungen durch die TOB sowie die Abhilfe durch andere
Transportorganisationen folgt nach dem als Anlage 2 beigefligten Muster-
Prozessablaufdiagramm TOB.

Erlaubnispflicht fiir bestimmte Fahrten mit Nutzfahrzeugen

Bei einem Mangel an Lastkraftwagen, Zugmaschinen und Anhangern kdnnen bei
Vorliegen der Voraussetzungen des Artikels 80a GG bestimmte Fahrten mit diesen
Nutzfahrzeugen einer Erlaubnispflicht nach den §§ 6 und 7 der StrVerkSiV
unterworfen werden. Die dadurch freiwerdende Fahrzeugkapazitat ist fur
lebenswichtige Giterbeférderungen einzuplanen.

Sofern das Bundesministerium fur Verkehr, das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat
in seiner Funktion als koordinierende Behdrde oder als Einsatzbehérde TOB oder die
Einsatzbehdrden der TOL Kenntnisse erlangen, die eine Erlaubnispflicht nach den §§
6 und 7 der StrVerkSiV erfordern, sind diese der zustédndigen hdheren
Verkehrsbehorde oder, wo solche nicht bestehen, der obersten Verkehrsbehorde der
Lander unverziglich und begriindet mitzuteilen (§§ 6, 10 StrVerkSiV).

Die Malinahmen nach der StrVerkSiV setzen neben dem Vorliegen der
Voraussetzungen des Artikels 80a GG eine Anwendungsverordnung des
Bundesministeriums fir Verkehr voraus (§ 11 Absatz 2 StrVerkSiV).

Die hoheren Verkehrsbehdrden oder, wo solche nicht bestehen, die obersten
Verkehrsbehorden der Lander haben die Unternehmen des Glterkraftverkehrs tber
Inhalt und Umfang der Erlaubnispflicht in geeigneter Weise zu informieren.

Verfahrensvorschriften, Voraussetzungen und Zustellung des
Leistungsbescheids

Voraussetzung fiir den Erlass eines Leistungsbescheids

Verkehrsleistungen durfen mittels Leistungsbescheids gemaR § 3 Absatz 1i. V. m.
§ 1 BLG nur angefordert werden, wenn der Bedarf auf andere Weise nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur mit unverhaltnismaBigen Mitteln gedeckt werden kann.

Eine Bedarfsdeckung, die auf andere Weise nicht erfolgen kann, liegt in dem Fall
vor, dass eine ,quantitative Mangellage® an bestimmten Transportkompetenzen/-
mitteln besteht, z. B. weil die Ressourcen der Transportunternehmen vollstandig
ausgelastet sind und daher kein Angebot auf die Nachfrage des Bedarfstragers
erfolgt.

Der Fall, in dem ein Bedarf nicht rechtzeitig gedeckt werden kann, liegt vor, wenn
die relevanten Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen nicht sofort, sondern erst zu
einem spateren Zeitpunkt erbringen kénnten, der Bedarfstrager aber bereits vorher
eine Leistung bendtigt.
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Der Fall, dass der Bedarf an Verkehrsleistungen nur mit unverhaltnismaBigen
Mitteln gedeckt werden kann, ist dann gegeben, wenn die geldwerte Gegenleistung
nicht im Rahmen der im privaten Geschaftsbereich tblichen Gegenleistung liegt.

Die Frage, wann die Preissituation eine Verpflichtung nach dem BLG rechtfertigt,
kann nur situationsabhangig unter Abwégung der Interessen der Allgemeinheit und
des Leistungspflichtigen beantwortet werden.

Die erfolglosen Beschaffungsversuche (grundsatzlich mindestens drei) der
anzufordernden Leistung sind durch den Bedarfstrager begriindet der TOL-
Einsatzbehdrde bzw. der koordinierenden Behdrde im Rahmen des
Anforderungsformulars darzulegen.

Im Regelfall werden sich die Bedarfstrager die Verkehrsleistung am Markt selbst
beschaffen. Nur wenn der Markt den Bedarf nicht decken kann, die éffentliche Hand
aber dringend auf die Verkehrsleistungen angewiesen ist, kann auf eine Verpflichtung
nach BLG zurtickgegriffen werden.

14.2.2 Zustellung des Leistungsbescheids
Der Leistungsbescheid ist dem Leistungspflichtigen zuzustellen (§ 37 Absatz 1 BLG).

Fir Zustellungen gelten die Vorschriften § 47 BLG i. V. m den Vorschriften des
Verwaltungszustellungsgesetzes (VWZG).

In dringenden Féllen kann, soweit eine Zustellung gemaf} den §§ 3 bis 5 VwWZG nicht
moglich ist, die Zustellung durch schriftliche oder fernschriftliche Mitteilung oder —
ohne dass die Voraussetzungen fir eine 6ffentliche Zustellung nach § 10 VwZG
vorzuliegen brauchen — durch 6ffentliche Bekanntmachung in der Presse, im
Rundfunk oder in einer sonstigen ortsiiblichen und geeigneten Weise erfolgen.

In diesen Fallen gilt die Zustellung mit dem auf die Bekanntgabe folgenden Tag als
bewirkt, sofern nicht der Betroffene glaubhaft macht, dass die Bekanntgabe
Uberhaupt nicht oder erst zu einem spateren Zeitpunkt zu seiner Kenntnis gelangt ist
(§ 47 BLG).

14.3 Aufgaben der Verfahrensbeteiligten

Im Folgenden werden die Aufgaben der Beteiligten im Verfahrensablauf dargestellt.
Die Aufgaben folgen aus den als Anlagen 1 und 2 beigeflgten
Prozessablaufdiagrammen.

Eine abschlieRende Aufzéhlung aller Aufgaben ist nicht moéglich, da die Erfordernisse
an die jeweiligen Situationen anzupassen sind.

Im Einzelnen:
14.3.1 Aufgaben der Bedarfstrager

— Die Bedarfstrager nach § 6 der ABV richten ihre Anforderung bei lebenswichtigen
regionalen Transporten an die zustandigen Einsatzbehdrden der Lander.
Bei lebenswichtigen Uberregionalen Transporten ist die Anforderung an das
Bundesamt flr Logistik und Mobilitat in seiner Funktion als koordinierende
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Behdrde zu richten.

Fir die Anforderung von Verkehrsleistungen oder die Uberlassung von
Verkehrsmitteln soll das als Anlage 3 beigeflgte Muster des
Anforderungsformulars verwendet werden.

Wahrnehmung von Mitteilungs- und Informationsverpflichtungen gegentiber der
koordinierenden Behérde bzw. der Einsatzbehorde(n) bei jeder erfolgreich
erbrachten einmaligen Beférderung, Teilbeférderung einer einmaligen
Beférderung und wiederkehrenden Beférderung sowie bei Eintritt von
Leistungsstorungen.

14.3.2 Aufgaben der koordinierenden Behorde

Entgegennahme einer Leistungsanforderung an die TOB mittels
Anforderungsformular.

Identifikation mehrfach gestellter gleicher Leistungsanforderungen an die TOB
durch unterschiedliche Bedarfstrager.

Falls erforderlich, Prifung der Abhilfe durch eine andere TOL oder einen anderen
Verkehrstrager.

Auswahl der Einsatzbehorde(n) und Weiterleitung der Anforderung zur weiteren
Bearbeitung an die Einsatzbehorde(n).

Dokumentation der Leistungserbringung aufgrund von Statusberichten der
Einsatzbehdrden.

Beratung der Einsatzbehdrden bei Eintritt von Leistungsstérungen.
Berichterstattung an das Bundesministerium fur Verkehr zur Umsetzung von
Leistungsanforderungen.

Flhren einer Erreichbarkeitsliste der Einsatzbehdrden.

14.3.3 Aufgaben der Einsatzbehorden der TOB und TOL

Benennung einer zentralen Ansprechstelle gegenuber der koordinierenden
Behorde.

Entsendung einer Verbindungsperson an die koordinierende Behérde nach
begrindeter Anforderung.

Auswahl eines geeigneten Leistungspflichtigen. Hierbei sind vorrangig
Unternehmen der TOB bzw. TOL auszuwahlen.

Vorbereitung von Leistungsbescheiden (Muster eines Leistungsbescheids, Anlage
4) zur Verpflichtung der Leistungspflichtigen. Hierbei auch Prifung und ggf.
Bildung von Verbanden im Sinne von § 27 der Stralenverkehrs-Ordnung (StVO);
Fahrzeuge sind zu kennzeichnen (Muster einer Fahrzeugkennzeichnung, Anlage
5).

Weiterleitung des vorausgefillten Leistungsbescheids an die fur die Verpflichtung
des Leistungspflichtigen zustandige Anforderungsbehérde (§ 2 ABV). Hierbei
erfolgt auch die Mitteilung, ob eine Bildung von Verbanden im Sinne von § 27 der
StVO notwendig ist.

Uberwachung der Leistungserbringung des Leistungspflichtigen auf Grundlage
von im Leistungsbescheid vorgesehenen Meldeverpflichtungen des
Leistungspflichtigen.

Ubermittlung von Informationen zum Beférderungsablauf an den Bedarfstrager
bzw. Leistungsempfanger.
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— Berichtspflicht iber Beférderungsablauf an die koordinierende Behorde (unter
Verwendung des Muster-Statusberichts, Anlage 6).

— Fdhren einer Erreichbarkeitsliste der Anforderungsbehdrden (untere
Verkehrsbehorden) in ihrem Zustandigkeitsbereich. Die Erreichbarkeitsliste ist auf
Anforderung der koordinierenden Behdrde zur Verfigung zu stellen.

14.3.4 Aufgaben der Anforderungsbehoérden

— Erlass des Leistungsbescheids an den Leistungspflichtigen gemal Vorgaben der
Einsatzbehdrden; ggf. Ubermittlung von Fahrzeugkennzeichnung, wenn Bildung
von Verbanden im Sinne von § 27 der StVO angezeigt ist.

—  Ubermittlung einer Abschrift des erlassenen Leistungsbescheids an die
koordinierende Behorde und zustandige Einsatzbehdrde.

— Mitteilung an die zusténdige Einsatzbehdrde, falls Informationen bekannt werden,
die einer ordnungsgemalfien Leistungserbringung durch den Leistungspflichtigen
moglicherweise entgegenstehen.

— Benennung einer zentralen Ansprechperson gegenuber der zustandigen TOL-
Einsatzbehdrde.

— Abrechnung der Leistung beim Leistungspflichtigen.

9. Abschnitt
Wahrnehmung weiterer Aufgaben

15 Die Einsatzbehorden nehmen ferner wahr:
15.1  Einholung von Auskiinften nach § 15 VerkSiG

Die Einsatzbehérden haben zur Vorbereitung und Durchflihrung des VerkSiG, der
Rechtsverordnungen auf Grund des VerkSiG sowie der sich aus dieser
Verwaltungsvorschrift ergebenden Aufgaben und MaRnahmen die erforderlichen
Auskinfte einzuholen.

Die Auskinfte sind grundsatzlich als Einzelauskinfte mundlich, schriftlich oder
elektronisch einzuholen.

Dabei hat die Einsatzbehérde zuvor zu priifen, ob in anderen Fachbereichen der
eigenen Behorde Kenntnisse und Daten vorhanden sind, die fir die
Aufgabenerflllung genutzt werden kénnen. Soweit es sich hierbei um
personenbezogene Daten handelt, die zu anderen Zwecken als denen des § 15
VerkSiG erhoben wurden, sind insbesondere die datenschutzrechtlichen Vorgaben
fur eine zweckandernde Datenverarbeitung zu beachten.

Die Einholung von Auskiinften ist auf solche Informationen zu beschranken, die fir
die Einsatzplanung zwingend erforderlich und geboten sind. Betriebs- und
Geschéaftsgeheimnisse sind in geeigneter Weise zu schiitzen.

Fir die zustandigen Behdrden kénnen insbesondere folgende Kenntnisse erforderlich
sein:

— Unternehmensdaten (z. B. Anschrift, weitere Kontaktdaten),
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Anzahl, Transportkompetenzen und Nutzlast der Beférderungsmittel,
Geeignetheit der Fahrer und Zulassigkeit der Fahrzeuge zur Beférderung von
Gefahrgut,

Verkehrsteilnahme (Fernverkehr oder Regional- und Verteilerverkehr),
intermodale Kompetenz (Containertransporte, intermodale Umschlaganlagen),
besondere Eigenschaften des Unternehmens (z. B. Lagerhalle, Stellplatze,
Notstromaggregat),

Mitgliedschaft in Speditionskooperationen und/oder Verbanden,

Vorhalten von Partnern im intermodalen Verkehr,
Telekommunikationsbevorrechtigungen im Bereich des Festnetzes und des
Mobilfunks gem. Telekommunikationsgesetz (TKG).

15.2 Verpflichtungen nach den §§ 13 und 14 VerkSiG in Verbindung mit § 3 Absatz 1
Nummer 8 Buchstabe a der Verkehrssicherstellungsgesetz-
Zustandigkeitsverordnung

Die Einsatzbehérden nehmen im Zusammenhang mit den in Ziffer 8 dieser
Verwaltungsvorschrift genannten MaRnahmen ferner folgende Aufgaben wahr:

15.2.1 Verwahrungspflichten, § 13 VerkSiG

Prifung und Verpflichtung von TOL- und TOB-Unternehmen

zur Annahme und Verwahrung von Schriftstiicken, wobei die Kenntnisnahme
ihres Inhalts an das Vorliegen bestimmter Voraussetzungen gebunden werden
kann,

zur Annahme und Verwahrung von Fernmeldemitteln und Gegenstanden, die der
Sicherung der Nachrichtenlbermittlung dienen, wobei die Verwendung an das
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen gebunden werden kann.

15.2.2 Verkehrsraumung, Standort- und Wegeanderung, § 14 VerkSiG

Auf Grund einer Weisung des Bundesministeriums flir Verkehr gemaf § 14 Absatz 4
VerkSiG konnen TOL- und TOB-Unternehmen verpflichtet werden,

Verkehrsmittel zum Schutz an einen zu bezeichnenden Ort zu bringen und dabei
einen bestimmten Weg zu benutzen (§ 14 Absatz 1 Satz 1 VerkSiG),
zusatzliche Betriebsstoffe und Ersatzteile mitzufiihren (§ 14 Absatz 1 Satz 2
VerkSiG),

Verkehrsmittel am bezeichneten Ort zu belassen oder nur innerhalb eines
bestimmten Gebiets zu verwenden (§ 14 Absatz 1 Satz 3 VerkSiG).

Die vorgenannten MaRnahmen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 - 3 VerkSiG durfen nur
nach MaRgabe des Artikels 80a des Grundgesetzes angewandt werden (§ 14 Absatz
5 VerkSiG).
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10. Abschnitt
Mitwirken von Vereinigungen und Hilfsorganen

Die Einsatzbehdrden kénnen sich der Verbande und Zusammenschllisse oder
Kérperschaften und Anstalten des offentlichen Rechts, die Aufgaben des
Guterkraftverkehrs wahrnehmen, mit deren Zustimmung bei der Durchfihrung
einzelner Aufgaben nach dieser Verwaltungsvorschrift bedienen (§ 21 Absatz 2
VerkSiG).

Gleiches gilt flir geeignete Personen als Hilfsorgane fiir die Wahrnehmung einzelner
Aufgaben (§ 21 Absatz 3 VerkSiG).

11. Abschnitt
Kosten und Entschadigungen

Der Bund tragt die Kosten der Malinahmen, die den Landern, Gemeinden und
Gemeindeverbanden durch diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift entstehen, soweit
es sich hierbei um Zweckausgaben handelt (§ 25 in Verbindung mit § 17 und § 19
Absatz 1 Nummer 2 VerkSiG).

Die dabei anfallenden personlichen und sachlichen Verwaltungskosten tragen die
Lander bzw. die jeweiligen kommunalen Stellen.

Die personlichen und sachlichen Verwaltungskosten sind von den Zweckausgaben
wie folgt abzugrenzen:

Personliche Verwaltungskosten sind die Kosten fiir das mit der Durchfihrung der
Verwaltungsvorschrift betraute Verwaltungspersonal, insbesondere Personalkosten
der unteren bzw. héheren Verkehrsbehorde, der Gemeinden und
Gemeindeverbande.

Sachliche Verwaltungskosten sind die Kosten fur den von den betroffenen Behérden
zur Durchflihrung der Verwaltungsvorschrift verbundenen Sachaufwande (z. B.
Ausgaben fur Dienstgebaude, Gerate, Geschaftsbedarf).

Zweckausgaben sind diejenigen Aufwendungen, die nicht unmittelbar die Tatigkeit
der damit befassten Behdrde betreffen, sondern daneben bei der Verwirklichung des
Verwaltungszwecks entstehen. Diese Aufwendungen werden durch die Erfullung der
eigentlichen Sachaufgaben verursacht.

Zu den Zweckausgaben zahlen danach insbesondere Ausgaben fir nach den §§ 20 ff
BLG zu zahlende Entschadigungen fur angeforderte Leistungen.

Fur die vom Bund zu tragenden Zweckausgaben (§ 25 Abs 1 VerkSiG) gilt:

Die Haushaltsmittel des Bundes werden den Landern vom Bundesministerium fr
Verkehr zur Bewirtschaftung zugewiesen. Die mittelbewirtschaftenden
Landesbehdrden weisen die zustandigen Bundeskassen zur unmittelbaren
Auszahlung an.
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20

21
22

23

Die mit den Zweckausgaben im Zusammenhang stehenden Einnahmen sind an den
Bund abzufiihren (§ 25 Absatz 2 Satz 2 VerkSiG).

Die erforderlichen Betriebsmittel sind nach VV-BHO zu § 43 anzumelden.

Die Landesdienststellen haben hinsichtlich der von ihnen bewirtschafteten Ausgaben
des Bundes und der damit zusammenhangenden Einnahmen das Haushaltsrecht des
Bundes nach Maligabe der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Nummer 1.9 zu § 34
BHO anzuwenden.

12. Abschnitt
Anlagenverzeichnis

Anlage 1: Prozessablaufdiagramm TOL,

Anlage 2: Prozessablaufdiagramm TOB,

Anlage 3: Muster-Anforderungsformular,

Anlage 4: Muster-Leistungsbescheid,

Anlage 5: Muster-Kennzeichnung von Fahrzeugen der TOL (5a) und TOB (5b),
Anlage 6: Muster-Statusbericht.

13. Abschnitt
Inkrafttreten

Diese Allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veroffentlichung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 des
Verkehrssicherstellungsgesetzes (VSG) uber die Sicherstellung von
Guterbeférderungen auf der Stralle (VSGGUVwV) vom 15. Juni 1998 (BAnz. S. 8656)
auler Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Das Verkehrssicherstellungsgesetz (VerkSiG) ist eines der sogenannten
Sicherstellungsgesetze, welche im Falle des aufieren Notstandes, insbesondere bei der
Feststellung des Verteidigungsfalls, anwendbar werden. Es ist die Ermachtigungsgrundlage,
um die fur Zwecke der Verteidigung erforderlichen lebenswichtigen Verkehrsleistungen,
insbesondere zur Versorgung der Zivilbevolkerung und der Streitkrafte, sicherzustellen. Dazu
zahlen u. a. MaRnahmen von Bund und Landern zur Sicherstellung von Giiterbeférderungen
auf der StralRe. Eine entsprechende, auf Grundlage von § 17 VerkSiG vom
Bundesministerium fir Verkehr erlassene Allgemeine Verwaltungsvorschrift ist in der aktuell
geltenden Fassung seit 25.06.1998 in Kraft.

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die derzeit glltige Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 VerkSiG Uber die Sicherstellung
von Guterbeférderungen auf der Stralze (VSGGUVwV) weist an verschiedenen Stellen
Verfahrensdefizite auf und bedurfte — auch vor dem Hintergrund der geanderten
sicherheitspolitischen Ausgangslage — einer Uberarbeitung. Mit der Neufassung der
Verwaltungsvorschrift werden insbesondere die bislang in der Transportorganisation des
Bundes (TOB) und der Lander (TOL) in unterschiedlicher Ausprédgung wahrzunehmenden
Maflnahmen in der Vorbereitung und Planung zu Friedenszeiten (nicht nachholbare
MaRnahmen) vereinheitlicht. Die bislang an verschiedenen Stellen der derzeit guiltigen
Verwaltungsvorschrift geregelten MaRnahmen zur Sicherstellung von Guterbeférderungen
auf der StralRe in den Fallen der Artikel 80a bzw. 115a GG werden nunmehr gebindelt
dargestellt. Die Grundlage flr die Berechnung der in Friedenszeiten fir die TOB und TOL
einzuplanenden LKW-Kapazitaten wurde Uberarbeitet und auch die Planungsgrofien neu
festgelegt. Um das Zusammenwirken der TOB und der TOL bestmdglich sicherzustellen,
nimmt das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat auch koordinierende Aufgaben im
Zusammenspiel mit den Landern im Gesamtprozess der Sicherstellung des Giterverkehrs
auf der Stralle wahr.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Nach einem Abschnitt 1 mit Vorbemerkungen werden in Abschnitt 2 die bisher an
verschiedenen Stellen vorhandenen Regelungen zu den TOB und TOL nunmehr gebindelt
dargestellt.

Abschnitt 3 stellt die bisher an verschiedenen Stellen dargestellten Verfahrensbeteiligten und
Zustandigkeiten gebiindelt dar.

In Abschnitt 4 werden die bisher an verschiedenen Stellen vorhandenen Regelungen zur
Sicherstellung von Giiterbeférderungen gebiindelt dargestellit.

Abschnitt 5 betrifft die konkreten Planungen der TOB und TOL in Friedenszeiten. Die in der
bisherigen Fassung vorgesehene Grundlage zur Berechnung der einzuplanenden LKW-
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Kapazitaten fir die Transportorganisationen wurde Uberarbeitet. Die einzuplanenden LKW-
Kapazitaten richteten sich bisher nach dem taglichen Guterbedarf insbesondere zur
Versorgung der Bevolkerung und der Streitkrafte. Zur Berechnung der LKW-Kapazitaten fur
die TOB und TOL wird nunmehr der empfohlene Grundnahrungsmittelvorrat pro Person
gemal Vorratstabelle des Bundesministeriums fir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat
herangezogen. Die nunmehr einzuplanende Gesamtkapazitat wurde auf insgesamt 435.000
Tonnen erhoht (bislang: 282.500 Tonnen), wovon 145.000 Tonnen auf die TOL entfallen und
290.000 Tonnen auf die TOB.

Abschnitt 6 regelt die Vorbereitungen fir die TOL. Um eine verzugs- und reibungslose
Umsetzung der MalRnahmen zur Sicherstellung des Guterverkehrs im Spannungs- und
Verteidigungsfall zu gewahrleisten, sind bereits zu Friedenszeiten vorbereitende
MaRnahmen erforderlich. Hierbei wird auch weiterhin zwischen nicht nachholbaren
MaRnahmen, die bereits zu Friedenszeiten wahrzunehmen sind, und nachholbaren
Malnahmen, die erst zu einem bestimmten Zeitpunkt umzusetzen sind, unterschieden. Die
nachholbaren Mal3nahmen in der TOL wurden mit den nachholbaren Maflnahmen der TOB
harmonisiert.

Abschnitt 7 regelt die Vorbereitungen fiir die TOB. Auch im Bereich der Vorbereitungen fur
die TOB wird unverandert zwischen nicht nachholbaren Maflnahmen und nachholbaren
Malnahmen unterschieden. Die bislang in der TOB als nicht nachholbare Malinahme bereits
in Friedenszeiten vorgesehene Unterstiitzung der TOB-Unternehmen bei der
Unabkdmmlichstellung im Spannungs- und Verteidigungsfall und entsprechende
Veranlassung der Unabkdmmlichstellung als vorschlagsberechtigte Behdrde bei den
zustandigen Wehrersatzbehdrden ist nach der Anderung des Wehrpflichtgesetzes (WPfIG)
erst im Spannungs- und Verteidigungsfall vorgesehen. Insoweit wurde die MalRnahme
nunmehr den nachholbaren MalRnahmen zugeordnet.

Abschnitt 8 konkretisiert die Umsetzung der in Abschnitt 4 aufgezahlten MalRnahmen. Die
nun erfolgte Biindelung der Ausflihrungen in einem Abschnitt wurde aufgeteilt in
Begriffsbestimmungen (Ziffer 13), den Prozessablauf anhand von Muster-
Prozessschaubildern und die sich aus dem Prozessablauf ergebenden Aufgaben der
Verfahrensbeteiligten (Ziffer 14). Die in den Anlagen 1 und 2 aufgefihrten Muster-
Prozessdiagramme fiir die TOL und TOB stellen das vorgesehene Verfahren und das
Zusammenwirken in der Durchfiihrung zwischen den Einsatzbehoérden, der koordinierenden
Behorde sowie den Anforderungsbehdrden und Bedarfstragern bzw. Leistungsempfangern
dar.

In Abschnitt 9 wird die Ausgestaltung der von den Einsatzbehérden wahrzunehmenden
weiteren Aufgaben im Vergleich zur bisherigen Fassung in Ziffer 15.1 (Einholung von
Auskinften nach § 15 VerkSiG) bzw. in Ziffer 15.2 (Verwahrungspflichten gem. § 13 VerkSiG
und Verkehrsrdumung, Standort- und Wegeanderung gem. § 14 VerkSiG) weiter
konkretisiert.

Abschnitt 10 nimmt Bezug auf § 21 Absatz 2 und 3 VerkSiG und erdffnet den
Einsatzbehdrden die Mdglichkeit, den Sachverstand von Kérperschaften und Verbanden mit
deren Zustimmung zu nutzen. Die Verantwortlichkeit der zustandigen Einsatzbehérde bleibt
hiervon unberthrt.

Abschnitt 11 betrifft die Kostentragung bzw. Entschadigung.
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Abschnitt 12 enthalt das Anlagenverzeichnis, das in der bisherigen Fassung Uberarbeitet
wurde. Mit den Anlagen 1 und 2 werden erstmalig die in den Abschnitten 4 und 8
beschriebenen Aufgaben und Verfahren als Prozessschaubilder Gbersichtlich dargestellt. Die
in den Anlagen 3 bis 6 aufgefuhrten Muster dienen der Unterstitzung der
Aufgabenwahrnehmung, weil ein Verwaltungshandeln kurzfristig und in ungetibter Weise
erforderlich werden kann.

Abschnitt 13 regelt das Inkrafttreten dieser Allgemeinen Verwaltungsvorschrift sowie das
Aulerkrafttreten der VSGGUVwV vom 15. Juni 1998.

IIl. Alternativen

Keine.

IV. Rechtsetzungskompetenz

Die Rechtsetzungskompetenz folgt aus Artikel 85 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG)
in Verbindung mit § 19 Absatz 5 Satz 1 VerkSiG und Artikel 86 GG in Verbindung mit § 19
Absatz 6 VerkSiG.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Die VSGGUVwWV beruht nicht auf der Umsetzung des Rechts der Europaischen Union und
steht den Belangen der Europaischen Union nicht entgegen.

VI. Folgen der Anderung
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Fragen der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung werden von der VSGGUVwV nicht
berlhrt.

2. Nachhaltigkeitsaspekte
Die VSGGUVwYV bertihrt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung.
3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Zu Haushaltsausgaben, die nicht den Erfiillungsaufwand betreffen, kénnen aufgrund der
Unvorhersehbarkeit und der Tragweite von Maflinahmen im Anwendungsfall des VerkSiG
keine Aussagen getroffen werden.

Mehrbedarfe sind finanziell und stellenmaRig im jeweiligen Einzelplan auszugleichen.
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4. Erfiillungsaufwand

4.1 Erfiillungsaufwand fiir Birgerinnen und Biirger
Keiner.

4.2 Erfiillungsaufwand fur die Wirtschaft

Keiner.

4.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Durch die Neufassung der Verwaltungsvorschrift entsteht kein neuer Erfullungsaufwand fur
die Verwaltung, da lediglich bestehende Regelungen angepasst beziehungsweise das
Verwaltungsverfahren konkretisiert wird.

Da weder der Ereignisfall in der Art des Eintritts oder in dem Ausmal} abzuschatzen noch die
Haufigkeit von Ereignisfallen vorhersehbar ist, ist ein Erflllungsaufwand des Bundesamtes
fur Logistik und Mobilitat zur Durchfiihrung von Malinahmen zur Sicherstellung von
Guterbeforderungen auf der Straflde im Anwendungsfall des Verkehrssicherstellungsgesetzes
nicht darstellbar.

5. Weitere Kosten
Keine.
6. Weitere Folgen der Anderung

Keine.

B. Besonderer Teil

Zu den Vorschriften im Einzelnen:

Zu Abschnitt 1 (Vorbemerkungen)

In Umsetzung des § 17 VerkSiG gewahrleistet die Verwaltungsvorschrift eine einheitliche
und abgestimmte Planung und Vorbereitung sowie Durchflihrung von MaRnahmen zur
Sicherung von Verkehrsleistungen im Bereich des Giiterverkehrs auf der Straf3e durch Bund
und Lander.

Vom Bund werden die iberregionalen, von den Landern die regionalen Aufgaben auf dem
Gebiet des Strallenverkehrs wahrgenommen. Die Lander fuhren die Vorschriften im Auftrag
des Bundes aus.

Die Verwaltungsvorschrift beschreibt das vorgesehene Verfahren, die Zustandigkeiten und
das Zusammenwirken zwischen beteiligten Behérden von Bund und Landern.

Der verwendete Begriff der Streitkrafte umfasst zum einen die gesamte Bundeswehr unter
Einschluss der Bundeswehrverwaltung. Eine Versorgung ausschlieRlich der Streitkrafte

(, Truppe®) in unmittelbarer Form kénnte deren Funktionsfahigkeit nicht gewahrleisten. Zum
anderen umfasst der Begriff auch die verbiindeten Streitkrafte; bei diesen kommt es darauf
an, dass sie sich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Der Grund des
Aufenthaltes ist unerheblich. Bei Erlass des Verkehrssicherstellungsgesetzes war
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Westdeutschland Frontstaat, und im Falle eines bewaffneten Konfliktes hatte die militarische
Verteidigung zu grof3en Teilen neben der Bundeswehr von stationierten Verbanden der USA,
Grol3britanniens und Frankreichs gewahrleistet werden missen. Weitere Streitkrafte auch
aus den Reihen der tibrigen NATO-Verblindeten waren erst spater eingetroffen und hatten
die ihnen im Rahmen der Verteidigungsplanung zugewiesene Raumverantwortung
Ubernehmen missen. Das NATO-Truppenstatut hat entsprechend in Artikel 1 Ziffer 1
Buchstabe e festgelegt, dass es sich bei der Feststellung eines Aufnahmestaates um einen
solchen handelt, in dem sich die Truppe oder das Gefolge befinden, und es auf eine
Festlegung in Form von Stationierung oder Durchreise nicht ankommt. In diesem Sinne kann
auch das nachgeordnete Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut verstanden werden,
dass also die Stationierung eine besondere Ausformung des Aufenthaltes darstellt und aus
ihrer Natur heraus mit besonderen Unterstutzungsleistungen verbunden ist, dass aber auch
die blofRe Durchreise fiir die NATO-Mitgliedstaaten von Bedeutung und dementsprechend zu
unterstitzen ist. Eine rechtliche Unterscheidung zwischen dauerhaft stationierten und
durchreisenden Truppen fir die jeweilige Unterstlitzung findet nicht statt, und die Art der
Unterstitzung bemisst sich am jeweiligen Bedarf, welcher rein tatsachlich von der Art und
der Dauer des Aufenthaltes abhangt. Fur die Gleichbehandlung mit den eigenen Streitkraften
besteht in Artikel 47 Absatz 1 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut eine
Verpflichtung zur unterschiedslosen Behandlung bei Lieferungen und Leistungen der
verbundeten Streitkrafte gegeniber der Bundeswehr. Sofern und soweit Verkehrsleistungen
fur die Bundeswehr fir Verteidigungszwecke angefordert werden kdnnen, muss dies auch
fur verblndete Streitkrafte gelten. Der Gesetzeswortlaut von § 1 Absatz 1 VerkSiG trifft keine
Einschrankungen. Auch die Gesetzesbegriindung (vgl. Bundestags-Drucksache 1V/894 zum
VerkSiG) bezieht im Bundesgebiet stationierte verbiindete Streitkrafte ausdricklich mit ein.
Eine differenziertere Erlduterung war dem Gesetzgeber seinerzeit nicht mdglich; die heutige
Lage mit Deutschland als logistischer Drehscheibe insbesondere zu Gunsten der Gstlichen
Bindnispartner entwickelte sich erst mit Beginn des russischen Angriffskrieges auf die
Ukraine im Jahr 2014 (Annexion der Krim). Der offene Begriff der Streitkrafte und die Absicht
des Gesetzgebers zur volkervertragskonformen Einbeziehung auch verblndeter Streitkrafte
sind damit maf3geblich fir die Klarstellung.

Zu Abschnitt 2 (Transportorganisationen)

In Abschnitt 2 werden die bisher an verschiedenen Stellen vorhandenen Regelungen zu den
Transportorganisationen des Bundes (TOB) und der Lander (TOL) nunmehr gebiindelt
dargestellt.

Zu Ziffer 1

Lebenswichtige Gutertransporte sind solche, die fur die Aufrechterhaltung der Versorgung
der Streitkrafte, der Bevolkerung und Wirtschaft auch unter besonderen Umstanden nicht
verzichtbar sind.

Zu Ziffer 3 und 4

Uberregionale Giitertransporte im Sinne der Verwaltungsvorschrift sind Giitertransporte im
Fernbereich, soweit die Transporte Uber den Bereich eines Bundeslandes hinausgehen (In-
und Ausland) und mehr als 150 km betragen.

Regionale Gutertransporte im Sinne der Verwaltungsvorschrift sind Gitertransporte im Nah-
und Regionalbereich, die nicht Gber den Bereich eines Bundeslandes hinausgehen, sowie
Transporte im Nah- und Regionalbereich bis 150 km, die Uber den Bereich eines
Bundeslandes hinausgehen (In- und Ausland). Die Kilometerangaben beziehen sich auf die
Entfernung (Luftlinie) vom Startort zum Zielort.
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Zu Abschnitt 3 (Verfahrensbeteiligte und Zustandigkeiten)

Abschnitt 3 stellt die bisher an verschiedenen Stellen dargestellten Verfahrensbeteiligten und
Zustandigkeiten gebundelt dar.

Zu Ziffer 5 und 7.1

Als Einsatzbehodrde der TOB agiert das Bundesamt flir Logistik und Mobilitat auf Grund einer
Ubertragung durch das Bundesministerium fiir Verkehr gemaR § 19 Absatz 3 Satz 1
VerkSiG. Die Ubertragung dieser Aufgabe wurde im Verkehrsblatt bekannt gemacht (VKBI.
1996 S. 558).

Zu Ziffer 7.4

Durch die Implementierung einer koordinierenden Rolle des Bundesamtes fir Logistik und
Mobilitdt im Gesamtprozess der Sicherstellung des Giterverkehrs auf der StralRe wird das
Zusammenwirken der TOB und TOL weiter verbessert und Aufgaben, die bisher nicht
zugeordnet waren, werden nunmehr von der koordinierenden Behdrde ibernommen. Durch
die zentrale Stellung steht nun in dem Verfahren eine jederzeit auskunftsfahige Stelle im
Sinne eines ,Single Point of Contact® zur Verfigung. Eine entsprechende koordinierende
Rolle des Bundesamtes fir Logistik und Mobilitat ist bereits in der Gesetzesbegriindung zum
Verkehrssicherstellungsgesetz (Bundestags-Drucksache IV/ 894 vom 14. Januar 1963)
angelegt.

Zu Abschnitt 4 (Sicherstellung von Giiterbeférderungen auf der Strale)

In Abschnitt 4 werden die bisher an verschiedenen Stellen vorhandenen Regelungen zur
Sicherstellung von Giiterbeférderungen gebiindelt dargestellit.

Das bislang vorgesehene abgestufte Verfahren zur Sicherstellung ist explizit nicht mehr
vorgesehen. Die Wahl der Malinahmen zur Sicherstellung des Giterverkehrs erfolgt
einzelfallbezogen unter Beachtung des Grundsatzes des UbermaRverbotes (§ 16 Absatz 2
VerkSiG). Danach durfen der Verkehrsablauf und die Entwicklung der Verkehrsunternehmen
nicht mehr beeintrachtigt werden, als dies im tbergeordneten Verteidigungsinteresse
notwendig ist.

Die bislang als ,erste Stufe” vorgesehene vorrangige Sicherstellung von Giiterbeférderungen
durch Frachtvertrag zwischen Bedarfstrager und Transportunternehmen bedarf als Regelfall
und Grundvoraussetzung fir eine Inanspruchnahme eines Unternehmens nach dem
Bundesleistungsgesetz keiner gesonderten Regelung. Voraussetzung flr die Sicherstellung
von Transportleistungen nach dem Bundesleistungsgesetz ist, dass ein Frachtvertrag
zwischen dem Bedarfstrager und dem Transportunternehmen fir ein konkretes
Transportvorhaben nicht zustande gekommen ist oder auf vertraglichem Wege nicht mehr,
jedenfalls nicht zligig genug durchgefiihrt werden kann.

Die Einsatzbehdrden kénnen mit ihren besonderen Kenntnissen der Unternehmen der TOB
und TOL bei dem Abschluss von Frachtvertragen jedoch beratend unterstiitzen. Die
endguiltige Auswahl des mit der Beférderung zu beauftragenden Transportunternehmens
obliegt dem Bedarfstrager selbst. Hierbei sind die Regeln fur die Vergabe von 6ffentlichen
Auftragen zu beachten.

Der bislang in der VSGGUVwV als ,ultima ratio“ nach gesonderter Weisung des
Bundesministeriums fiir Verkehr vorgesehene Betrieb von staatlich gefiihrten
Transportkolonnen der TOB (sog. regiegefiihrte TOB) zur Sicherstellung des Guterverkehrs
auf der Stralle wurde ersatzlos gestrichen.

Im Rahmen des Betriebs von staatlich gefiihrten Transportkolonnen war unter Anwendung
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des Bundesleistungsgesetzes und des Gesetzes zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen fir
Zwecke der Verteidigung einschlief3lich des Schutzes der Zivilbevolkerung
(Arbeitssicherstellungsgesetz) vorgesehen, Transportunternehmen der TOB organisatorisch
und personell in die behérdliche Struktur des Bundesamtes fiir Logistik und Mobilitat
einzugliedern.

Der im Rahmen des Inkrafttretens der VSGGuUVwV im Jahr 1988 vorgesehene Eigenbetrieb
von StralRenkolonnen ist vor dem Hintergrund des seither gewachsenen Verkehrsmarkts
weder erforderlich, am Markt vermittelbar noch im Anwendungsfall praktisch umsetzbar und
war daher als MaRnahme zu streichen.

Der ursprlnglich ebenfalls vorgesehene Eigenbetrieb im Bereich der TOL mittels
sogenannter Einsatzkolonnen der TOL wurde bereits im Rahmen der letzten Uberarbeitung
der VSGGuUVwV 1998 gestrichen.

Zu Ziffer 8.1

Fir die Leistungspflicht von Besitzern, die nicht zugleich Eigentliimer sind, ist es unerheblich,
welches Rechtsgeschaft dem Erwerb des Besitzes zugrunde liegt, z. B. Miete, Leasing.

Zu Ziffer 8.3

Die Malinahmen nach der Verordnung zur Sicherstellung des Strallenverkehrs (StrVerkSiV)
setzen neben dem Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 80a GG eine
Anwendungsverordnung des Bundesministeriums fur Verkehr voraus (§ 11 Absatz 2
StrVerkSiV).

Zu Ziffer 8.4

Zur Sicherstellung von Guterbeférderungen auf der Stralde kdnnen sich weitere MaRnahmen,
insbesondere durch die StrVerkSiV sowie weiterer Rechtsverordnungen nach § 1 VerkSiG
ergeben.

Zu Abschnitt 5 (Planungen der TOB und TOL)
Zu Ziffern 9.1 bis 9.7

Die PlanungsgroRe fir die in Friedenszeiten einzuplanenden LKW-Kapazitaten orientiert sich
am taglichen Guterbedarf, insbesondere zur Versorgung der Bevdlkerung und der
Streitkrafte. Die in der bisherigen Fassung vorgesehene Grundlage zur Berechnung der
einzuplanenden LKW-Kapazitaten fur die Transportorganisationen war nicht zuletzt aufgrund
der zwischenzeitlich aufgehobenen Ernahrungsbewirtschaftungsverordnung zu berarbeiten.

Zur Berechnung der LKW-Kapazitaten fir die TOB und TOL wird nunmehr der empfohlene
Grundnahrungsmittelvorrat pro Person gemaft Vorratstabelle des Bundesministeriums fur
Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat als Orientierung herangezogen. Zusatzlich erfolgt ein
Planungsaufschlag zur Beriicksichtigung weiterer lebenswichtiger Guter zur Versorgung der
Bevolkerung, der Streitkrafte und der Wirtschaft.

Im Vergleich zur bisherigen PlanungsgréfRe von insgesamt 282.500 Tonnen werden
nunmehr insgesamt 435.000 Tonnen fir die TOB und TOL in Friedenszeiten eingeplant.

In Anlehnung an das bisherige Verhaltnis werden die insgesamt einzuplanenden 435.000
Tonnen zu 1/3 durch die TOL (= 145.000 Tonnen) und zu 2/3 durch die TOB (= 290.000
Tonnen) abgedeckt.
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Die LKW-Kapazitaten dienen als Planungsrahmen zur gezielten Vorbereitung auf
Einsatzlagen bereits in Friedenszeiten. Auf Basis der einzuplanenden LKW-Kapazitaten
sowie unter Berlcksichtigung der ergédnzenden Vorgaben in Ziffer 9.7 und 9.8 erfolgt in
Friedenszeiten eine Vorauswahl von TOL- und TOB-Unternehmen. Die in Friedenszeiten
getroffene Auswahl ist weder abschliefend noch fiir eine Einsatzlage bindend.

Zu Ziffern 9.8 und 9.9

In Erganzung der bislang bei den Planungen der TOB und TOL zu bertcksichtigenden LKW-
Kapazitaten werden nunmehr bei der Planung neben der regionalen Verteilung insbesondere
auch Transportkompetenzen der Unternehmen bertcksichtigt. Die Lander stimmen die
jeweilige Gewichtung der einzelnen Transportkompetenzen im Hinblick auf die insgesamt fiir
das Land einzuplanende LKW-Kapazitat kontinuierlich mit dem Bundesamt fiir Logistik und
Mobilitat ab.

Zu Abschnitt 6 (Vorbereitungen fiir die TOL)

Um eine verzugs- und reibungslose Umsetzung der MaRnahmen zur Sicherstellung des
Guterverkehrs im Spannungs- und Verteidigungsfall zu gewahrleisten, sind bereits zu
Friedenszeiten vorbereitende MalRnahmen erforderlich. Hierbei wird auch weiterhin zwischen
nicht nachholbaren MaRnahmen, die bereits zu Friedenszeiten wahrzunehmen sind, und
nachholbaren MalRnahmen, die erst zu einem bestimmten Zeitpunkt umzusetzen sind,
unterschieden. Die Wahrnehmung von nachholbaren MaRnahmen kann tber den Zivilen
Alarmplan ausgeldst werden.

Zu Ziffer 10.1

Bislang erfolgte die Auswahl der Unternehmen fur die TOL ausschlieRlich behérdenintern
und ohne Kenntnisse der Unternehmen. Nunmehr werden — in Angleichung an die nicht
nachholbaren Ma3nahmen in der TOB — bereits zu Friedenszeiten die Unternehmen der
TOL und deren ausgewahlte FUhrungskrafte Gber die wahrzunehmenden Aufgaben
unterrichtet.

Die Auswahl der Unternehmen der TOB und TOL erfolgt in enger Abstimmung zwischen
dem Bundesamt fur Logistik und Mobilitat und den Landern.

Im Rahmen der als nicht nachholbare MaRnahme vorgesehenen Unterrichtung der
Unternehmen und deren ausgewahlter Flihrungskrafte tiber die wahrzunehmenden
Aufgaben erfolgt im Sinne einer frihzeitigen Sensibilisierung und Vorbereitung der
Unternehmen auch bereits eine Information tGiber mdgliche nachholbare Maflnahmen der
VSGGUVwV.

Die friedensmafigen Vorbereitungen der Ziffer 10.1.1 (nicht nachholbare MaRnahmen)
kénnen auch weiterhin auf Antrag eines Landes und entsprechender Anweisung durch das
Bundesministerium flr Verkehr ganz oder teilweise durch das Bundesamt fur Logistik und
Mobilitat erledigt werden. Hiervon machen derzeit alle Ladnder Gebrauch. Die Mdglichkeit der
Ubernahme der friedensmaRigen Vorbereitungen der TOL durch das Bundesamt fiir Logistik
und Mobilitat betrifft ausdricklich nicht die nachholbaren MaRnahmen der Ziffer 10.2.

Um eine notwendige Kontinuitat in den friedensmaRigen Vorbereitungen sicherzustellen, ist
die Abkehr von der Aufgabenibernahme der friedensmaRigen Vorbereitungen durch das
Bundesamt fir Logistik und Mobilitat zwischen dem Land und dem Bundesministerium fir
Verkehr einvernehmlich abzustimmen.
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Zu Ziffer 10.2

Die nachholbaren Malinahmen in der TOL werden — nach Abkehr von der bislang rein
behordeninternen Einplanung von Unternehmen fiir die TOL — mit den nachholbaren
Mafnahmen der TOB harmonisiert.

Den konkreten Zeitpunkt der Ausfiihrung von nachholbaren Malinahmen legt das
Bundesministerium fir Verkehr im Benehmen mit den Landern fest (s. Ziffer 10.2.1).

Liegen im Zeitpunkt der Ausfihrung von nachholbaren Maflnahmen die Voraussetzungen fir
die Sicherstellung von Arbeitsleistungen nach § 3 des Arbeitssicherstellungsgesetzes (ASG)
nicht vor, erfolgt eine Empfehlung an die Unternehmen, im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1
Nummer 7 ASG mdglicherweise fehlenden bzw. zusatzlichen Bedarf an Arbeitskraften, fur
die im Falle des § 3 ASG MaRRnahmen nach § 2 Nummer 2 und 3 ASG maéglich sind,
festzustellen und bei der zustandigen Agentur fir Arbeit anzumelden, wenn der
Arbeitskraftebedarf nach Eintritt der Voraussetzungen des § 3 ASG voraussichtlich nicht
oder nicht rechtzeitig festgestellt und angemeldet werden kann und deswegen die Deckung
des Arbeitskraftebedarfs gefahrdet wird (§ 1 Absatz 2 der Verordnung Uber die Feststellung
und Deckung des Arbeitskraftebedarfs nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz (ArbSV)).

Liegen im Zeitpunkt der Ausfihrung von nachholbaren Mallnahmen die Voraussetzungen
des § 3 ASG vor, erfolgt eine Empfehlung an die Unternehmen, méglicherweise fehlenden
bzw. zusatzlichen Bedarf an Arbeitskraften, fir die im Falle des § 3 ASG MaRRnahmen nach
§ 2 Nummer 2 und 3 ASG maglich sind, festzustellen und bei der zustédndigen Agentur fur
Arbeit anzumelden (§ 1 Absatz 1 ArbSV).

Dariber hinaus kommt die bislang bei der TOL nicht vorgesehene Unterstitzung der TOL-
Unternehmen bei der Unabkdmmlichstellung von Personal fir Spannungszeiten und fiir den
Verteidigungsfall (vgl. § 13 WPfIG i. V. m. der UkV) in Betracht. Die MalRnahme wurde den
nachholbaren Manahmen zugeordnet, da nach einer Anderung des WPfIG die
Veranlassung der Unabkémmlichstellung durch die vorschlagsberechtigte Behorde erst im
Spannungs- und Verteidigungsfall vorgesehen ist. Vorschlagsberechtigte Behérde fir die
TOL sind die obersten Verkehrsbehdrden, soweit nicht abweichend hiervon eine andere
Behdrde bestimmt wurde (§ 1 Absatz 1 Nummer 8, Absatz 2, Absatz 3 UkV).

Je nach Einsatzlage kann es erforderlich sein, weitere, derzeit noch nicht bestimmbare
nachholbare MaRnahmen festzulegen. Hierzu sieht Ziffer 10.2.4 vor, dass weitere
Malnahmen im Benehmen mit den TOL-Einsatzbehérden durch das Bundesministerium flr
Verkehr angewiesen werden kénnen. Das Bundesamt fur Logistik und Mobilitat wird Gber die
MaRnahmen seitens des Bundesministeriums fir Verkehr informiert.

Zu Abschnitt 7 (Vorbereitungen fiir die TOB)

Auch im Bereich der Vorbereitungen fur die TOB wird unverandert zwischen
friedenszeitlichen Vorbereitungsmafnahmen (nicht nachholbare MaRnahmen) und
MaRnahmen, die erst zu einem bestimmten Zeitpunkt zu ergreifen sind (nachholbare
MaRnahmen), unterschieden. Die Wahrnehmung von nachholbaren MalRnahmen kann Gber
die Zivile Alarmplanung ausgel6st werden.

Zu Ziffer 11.1

Die friedenszeitlichen Vorbereitungsmaflnahmen in der TOB und TOL wurden vereinheitlicht.
Insoweit kann in Ziffer 11.1 vollumfanglich auf die nicht nachholbaren MalRnahmen der TOL
verwiesen werden.
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Daruber hinaus bereiten die Einsatzbehdrden der TOB und TOL bereits in Friedenszeiten
Muster-Leistungsbescheide vor, um in einer Einsatzlage moglichst zligig und ohne
Zeitverluste Leistungsbescheide an die Anforderungsbehoérden tbermitteln zu kdnnen.
Grundlage hierfir bildet der als Anlage 4 dieser Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
beigefiigte Muster-Leistungsbescheid.

Zu Ziffer 11.2

Die bislang in der TOB als nicht nachholbare Malinahme bereits in Friedenszeiten
vorgesehene Unterstiitzung der TOB-Unternehmen bei der Unabkémmlichstellung im
Spannungs- und Verteidigungsfall und entsprechende Veranlassung der
Unabkdmmlichstellung als vorschlagsberechtigte Behdrde bei den zustandigen
Wehrersatzbehorden ist nach der Anderung des WPfIG erst im Spannungs- und
Verteidigungsfall vorgesehen. Insoweit wurde die Mainahme nunmehr den nachholbaren
MalRnahmen zugeordnet.

Vorschlagsberechtigte Behorde fur die TOB ist das Bundesamt fur Logistik und Mobilitat (§ 1
Absatz 1 Nummer 3, Absatz 3 der UkV).

Zu Abschnitt 8 (Durchfiihrung)

Abschnitt 8 konkretisiert die Umsetzung der in Abschnitt 4 aufgezahlten MalRnahmen. Die
nun erfolgte Biindelung der Ausfihrungen in einem Abschnitt wurde aufgeteilt in
Begriffsbestimmungen (Ziffer 13), den Prozessablauf anhand von Muster-
Prozessschaubildern und die sich aus dem Prozessablauf ergebenden Aufgaben der
Verfahrensbeteiligten (Ziffer 14).

Zu Ziffer 14

Der Verfahrensablauf mit dem Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat in der Funktion der
koordinierenden Behoérde sowie den Einsatzbehérden der TOB und TOL als Bindeglied
zwischen Bedarfstrager und Anforderungsbehdérde wird den besonderen Verhaltnissen im
Fall des Art. 80a GG gerecht und gewahrleistet ein einheitliches und geordnetes Verfahren
zur Sicherstellung von lebensnotwendigen Gutertransporten auf der Stral3e unter
Berlcksichtigung der Zustandigkeiten nach den einschlagigen Rechtsvorschriften.

Die in den Anlagen 1 und 2 aufgeflhrten Muster-Prozessdiagramme fur die TOB und TOL
stellen das vorgesehene Verfahren und das Zusammenwirken in der Durchfiihrung zwischen
den Einsatzbehdrden, der koordinierenden Behorde sowie den Anforderungsbehdérden und
Bedarfstragern bzw. Leistungsempfangern dar.

Die aufgefiihrten Muster sind lediglich als solche Bestandteile dieser Verwaltungsvorschrift
und werden im Bereich der TOL durch die Lander in eigener Zustandigkeit unter Beachtung
der geltenden Vorschriften umgesetzt. Die Prozessdiagramme kénnen in Form und Inhalt
verandert werden, insbesondere auch an eine gednderte Rechtslage angepasst werden.

Zu Ziffer 14.2.2

Ausflhrungen zur Zustellung des Leistungsbescheids sind rein deklaratorischer Art und
wurden aufgrund des unmittelbaren Sachzusammenhangs aufgenommen. Fur die
Zustellungen gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes mit besonderer
Maligabe des § 47 des Bundesleistungsgesetzes fur dringende Falle, soweit eine Zustellung
gemal} den §§ 3 bis 5 des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht moglich ist.

Zu Ziffer 14.3

Mit Ziffer 14.3. werden die Aufgaben der Verfahrensbeteiligten aufgelistet. Eine
abschlielRende Aufzahlung aller Aufgaben ist nicht méglich, da die Erfordernisse an die
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jeweiligen Situationen anzupassen sind.

Zu Abschnitt 9 (Wahrnehmung weiterer Aufgaben)

Die Ausgestaltung der von den Einsatzbehdrden wahrzunehmenden weiteren Aufgaben im
Bereich wird im Vergleich zur bisherigen Fassung in Ziffer 15.1 (Einholung von Auskiinften
nach § 15 VerkSiG) bzw. in Ziffer 15.2 (Verwahrungspflichten gem. § 13 VerkSiG und
Verkehrsrdumung, Standort- und Wegeanderung gem. § 14 VerkSiG) weiter konkretisiert.

Zu Ziffer 15.1

Um ein einheitliches Vorgehen in der TOB und TOL bei der Einholung von Auskinften bei
Unternehmen sicherzustellen, enthalt Ziffer 15.1 nunmehr einen (nicht abschlieRenden)
Katalog an Auskinften, deren Kenntnisse in der Vorbereitung zu Friedenszeiten bzw. in der
Durchflhrung erforderlich sein kénnen.

Eine abschlieBende Aufzadhlung der Auskunfte ist nicht méglich, da die Erfordernisse zur
Auskunftserteilung an die jeweilige (Not-)Situation anzupassen sind.

Die Erteilung einer Auskunft ist keine Leistung im Sinne des
Verkehrssicherstellungsgesetztes; sie ist daher auch nicht entschadigungspflichtig.

Soweit personenbezogene Daten erhoben und gespeichert werden, sind diese gemaf Art.
17 Absatz 1 Buchstabe a Datenschutz-Grundverordnung zu léschen, sobald ihre Kenntnis
zur Erfullung der Aufgaben nach dem Verkehrssicherstellungsgesetz nicht mehr erforderlich
ist.

Die von den Auskunftspflichtigen erlangten Daten unterliegen der Datenschutz-
Grundverordnung, den Datenschutzvorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes (sofern
personenbezogen oder -beziehbar) und auch regelmaflig dem Betriebs- und
Geschéftsgeheimnis nach § 30 Verwaltungsverfahrensgesetz.

Eine Weitergabe der Daten an andere Stellen ist daher ohne Einwilligung des Betroffenen
grundsatzlich nicht gestattet; gesetzliche Ausnahmen ergeben sich vor allem aus der
Abgabenordnung (z. B. §§ 93, 105 AO) und der Strafprozessordnung (z. B. §§ 98a, 161, 163
StPO) sowie auch aus § 25 des Bundesdatenschutzgesetzes).

Dies gilt nicht, sofern die Einholung von Auskiinften im Rahmen der Unterrichtung der
Unternehmen als nicht nachholbare MaRnahme erfolgt ist und die Lander von der
Ubertragung dieser Aufgabe auf das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat Gebrauch
gemacht haben. Die durch das Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat eingeholten Auskiinfte
werden den Landern zur Verfligung gestellt.

Zu Abschnitt 10 (Mitwirken von Vereinigungen und Hilfsorganen)

§ 21 Absatz 2 und 3 VerkSiG erdffnet den Einsatzbehérden die Moglichkeit, den
Sachverstand von Koérperschaften und Verbanden mit deren Zustimmung zu nutzen. Mit der
Wahrnehmung einzelner Aufgaben kénnen zudem fachlich geeignete Personen — z. B. bei
Behdrden eines anderen Verwaltungszweiges oder bei Verkehrsunternehmen — mit deren
Zustimmung betraut werden.

Die Verantwortlichkeit der zustandigen Einsatzbehorde bleibt hiervon unberihrt.
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Zu Abschnitt 11 (Kosten und Entschadigungen)

Der Abschnitt betrifft die Kostenteilung zwischen Bund und Landern geman Artikel 104a GG
und § 25 VerkSiG.

Zu Abschnitt 12 (Anlagenverzeichnis)

Das Anlagenverzeichnis in der bisherigen Fassung wurde Uberarbeitet.

Mit den Anlagen 1 und 2 werden erstmalig die in den Abschnitten 4 und 8 beschriebenen
Aufgaben und Verfahren als Prozessschaubilder Uibersichtlich dargestellt.

Die in den Anlagen 3 bis 6 aufgefihrten Muster dienen der Unterstiitzung der
Aufgabenwahrnehmung, weil ein Verwaltungshandeln kurzfristig und in ungetbter Weise
erforderlich werden kann.

Die aufgefiihrten Muster sind lediglich als solche Bestandteile dieser Verwaltungsvorschrift.
Sie kénnen in Form und Inhalt verandert werden, insbesondere auch an eine neue
Rechtslage angepasst werden.

Die Zustimmung des Bundesrates ist hierfir nicht erforderlich.

Zu Abschnitt 13 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der neugefassten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
sowie das Aulerkrafttreten der VSGGuUVwV vom 15. Juni 1998.

[zur Zustimmung des Bundesrates]

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift bedarf geman Artikel 85 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz
der Zustimmung des Bundesrates, weil durch diese eine einheitliche Ausfiihrung des
VerkSiG im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung geregelt werden soll (§ 19 Absatz 1
Nummer 2, Absatz 5 VerkSiG).
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Anlage 3:

Muster-Formular zur Anforderung von Verkehrsleistungen nach dem
Bundesleistungsgesetz (BLG) in Verbindung mit der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zu § 17 des Verkehrssicherstellungsgesetzes liber die
Sicherstellung von Giiterbeférderungen auf der StraBe (VSGGiiVwV)

Wichtiger Hinweis — bitte eine Alternative auswihlen:

Bei der angeforderten Leistung handelt es sich vorrangig um lebenswichtige
0 D regionale Giitertransporte im Nah- und Regionalbereich - TOL
oder um

e D iiberregionale Giitertransporte, insbesondere im Fernbereich - TOB

zur Versorgung der Bevolkerung, der Wirtschaft und der Streitkrifte.

Ausfiillhinweis:

Bedarfstriger (nach § 6 Anforderungsbehorden- und Bedarfstrigerverordnung - ABV ) richten
ihren Leistungsbedarf

> Dbeiregionalen Giitertransporten im Nah- und Regionalbereich an die
Einsatzbeho6rde(n) TOL Ihres Bundeslandes
» beiliberregionalen Giitertransporten an die Koordinierende Beh6rde (BALM)

Adressat bei TOL Adressat bei TOB

0 Einsatzbehorde TOL E Koordinierende Behdrde/

Einsatzbehérde TOB

< Name der Behérde >

< Bundesland > Bundesamt fiir Logistik und
< Anschrift der Behérde > Mobilitat

- Koordinierende Behérde-
Nachrichtlich an: - Einsatzbehorde TOB -
Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat
- Koordinierende Behérde WerderstraRe 34
Werderstralle 34 50672 Kéln

50672 Kéln
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Bedarfstréiger (nach § 6 ABV)

Behorde/ Institution

Bundesland

Strafe, Hausnummer

PLZ, Ort

Ansprechpersonen

1. Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

2. Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

Fiir den Fall, dass der Leistungsempfinger vom oben genannten Bedarfstrdger abweicht:

Leistungsempfinger (nach § 8 BLG)

Behorde/ Institution

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Ansprechpersonen

1. Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

2. Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer
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L Begriindung der Leistungsanforderung

Verkehrsleistungen konnen nur angefordert werden, wenn ein Anforderungsfall des § 1 Abs. 1
Nr.1 -3 BLG vorliegt und der Bedarf nach diesen Verkehrsleistungen auf andere Weise nicht,
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhiltnismifligen Mitteln gedeckt werden kann.

Erlduterung:
Verkehrsleistungen diirfen mittels Leistungsbescheids gemdf § 3 Abs. 1i. V. m. § 1 BLG nur

angefordert werden, wenn der Bedarf auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit
unverhiltnisméafligen Mitteln gedeckt werden kann.

Eine Bedarfsdeckung, die auf andere Weise nicht erfolgen kann, liegt in dem Fall vor, dass eine
»quantitative Mangellage® an bestimmten Transportkompetenzen/-mitteln besteht, z. B. dass die
Ressourcen der Transportunternehmen vollstindig ausgelastet sind und daher kein Angebot auf
die Nachfrage des Bedarfstragers erfolgt.

Der Fall, in dem ein Bedarf nicht rechtzeitig gedeckt werden kann, liegt vor, wenn die relevanten
Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen nicht sofort, sondern erst zu einem spéteren
Zeitpunkt erbringen konnten, der Bedarfstrager aber unmittelbar ein Angebot benétigt.

Der Fall, dass der Bedarf an Verkehrsleistungen nur mit unverhiltnismafigen Mitteln gedeckt
werden kann, ist dann gegeben, wenn die geldwerte Gegenleistung nicht im Rahmen der im
privaten Geschiftsbereich {iblichen Gegenleistung liegt, wobei Aufschlédge geringerer Art noch
ublich sind.

Die Frage, wann die Preissituation eine Verpflichtung nach dem BLG rechtfertigt, kann nur
situationsabhingig unter gerechter Abwigung der Interessen der Allgemeinheit und des
Leistungspflichtigen beantwortet werden.

Die erfolglosen Beschaffungsversuche (grundsitzlich mindestens drei, auch in angrenzenden
Bundeslindern) der anzufordernden Leistung sind durch den Bedarfstrager begriindet
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darzulegen. Durch den Bedarfstréger ist das Vorliegen der Voraussetzungen einer
Leistungsanforderung begriindet darzulegen.

Diese umfasst insbesondere auch die Darlegung der - grundsdtzlich mindestens drei - erfolglosen
Beschaffungsversuche (auch in angrenzenden Bundeslindern):
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IL Bearbeitungsprioritit bei mehreren Leistungsanforderungen eines Bedarfstrigers
bzw. eines Leistungsempfingers

Bei mehreren Anforderungen ist die Reihenfolge der Bearbeitung aus Sicht des/der
Antragsstellers/-in festzulegen.

Diese richtet sich insbesondere nach folgenden Kriterien:
- Esist nach Dringlichkeit der Leistungserbringung zu unterscheiden
- Im Ubrigen ist lageangemessen eine Entscheidung im Einzelfall zu treffen

Bearbeitungsreihenfolge

Kurzbezeichnung der Leistungsanforderung
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IIL Leistungsgegenstand
o | Gutertransport auf dem Verkehrstrager Strafe (weiter unter IV.)
o | Uberlassung von Verkehrsmitteln/Verkehrsanlagen/Verkehrsinfrastruktur
sowie mit der Verkehrsleistung verbundene Nebenleistungen (weiter unter
IX.)
IV. Transportkompetenz

1. o Stiickgut

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes

Containertransport Oja

O nein

Gefahrgut Oja

O nein

wenn ja: ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen)

(kg /1)

2. o Fliissiggut

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes

Containertransport Oja

O nein

Lebensmitteltransport Oja

O nein

Gefahrgut Oja

O nein

wenn ja: - ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen)

(1/ m?)

3. o Schiittgut

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes

Lebensmitteltransport

Oja

O nein

Containertransport

Oja

O nein

Gefahrgut

Oja

O nein

wenn ja: - ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen)

(kg /t/m’)

4. o Thermotransporte

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes

Containertransport

Oja

O nein

Gefahrgut

Oja

O nein

wenn ja: ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen)

(kg/t/1/m’)
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5. oUnkonventionelle Transporte

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes
o Gberschwer

o iiberlang: Mafe in m und cm

o tiberbreit: Mafe in m und cm

o iiberhoch: Mafe in m und cm

o Kranfahrzeug: Mafle in m und cm

o Tiertransport

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen) (kg/t/1/m?
Stiickzahl bei Kranfahrzeugen und Tiertransporten

V. Hiufigkeit der Leistung

0 einmalige Leistung* Oja oOnein
(nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, § 2 Abs. 1 Nr. 9 BLG)

(*eine bzw. mehrere Einzelbeférderung(en) mit einem Startort und einem
Zielort)

= wenn ja, dann weitere Angaben unter VI. erforderlich

o einmalige Leistung mit Teilbeférderungen* Oja oOnein
(nach § 1 Abs. 1 Nr. 2, § 2 Abs. 1 Nr. 9 BLG)

(*eine bzw. mehrere Einzelbeférderungen(en) mit einem Startort und
jeweils unterschiedlichen Zielorten)

- wenn ja, dann weitere Angaben unter VL. erforderlich

o wiederkehrende Leistung* Oja oOnein
(nach § 1 Abs. 1 Nr.2,§ 2 Abs. 1 Nr. 10 BLG)

(*Turnusmdfig sich wiederholende gleichartige Beférderungsleistungen
innerhalb eines festgelegten Zeitraumes mit fixen Start- und Zielorten)

- wenn ja, dann weitere Angaben unter VII. erforderlich
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VL Beforderungsmodalititen der einmaligen (Teil-)Beférderungen

0 einmalige Beforderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

o einmalige Teilbeférderungen

1. Teilbeférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m? bzw. Stiickzahl

2. Teilbeférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m? bzw. Stiickzahl

VII. Beforderungsmodalititen bei wiederkehrenden Beforderungen

1. wiederkehrende Beforderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

sofern alle weiteren Angaben gleich bleiben

Intervall der Wiederkehr
(z.B. taglich, wochentlich, monatlich)

Datum der letztmaligen Erbringung der Beférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m? bzw. Stiickzahl
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2. wiederkehrende Beférderung
(Nur auszufiillen, wenn weitere von der 1. wiederkehrenden Beférderung
abweichende Beférderungen vorgenommen werden sollen)

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort |

sofern alle weiteren Angaben gleich bleiben

Intervall der Wiederkehr
(z.B. taglich, wochentlich, monatlich)

Datum der letztmaligen Erbringung der Beférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m? bzw. Stiickzahl
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VIII. Angaben zu den Start- und Zieladressen

1. beieinmaliger oder wiederkehrender Beférderung: Angabe von Start- und Zieladresse

a) Startadresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson an Startort

Startadresse

Bezeichnung Aufnahmeort
(Bsp.: Unternehmen, Giiter-/Personenbahnhof,
Liegeplatz im Hafen)

Strafle, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

b) Zieladresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson am Zielort

Zieladresse

Bezeichnung des Zielorts

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer
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2. Beieinmaliger Beférderung mit Teilbeférderungen: Angabe der Startadresse und
Zieladressen

a) Startadresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson an Startort

Startadresse

Bezeichnung Aufnahmeort

(Bsp.: Unternehmen, Giiter-/Personenbahnhof,
Liegeplatz im Hafen)

Strafle, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name, Vorname
Telefonnummer dienstlich
Telefonnummer mobil
E-Mail-Adresse
Faxnummer

b) Zieladresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson am Zielort

1. Zieladresse
Bezeichnung des Zielorts
Strafle, Hausnummer
PLZ, Ort

Land

Ansprechperson
Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich
Telefonnummer mobil
E-Mail-Adresse
Faxnummer

2. Zieladresse
Bezeichnung des Zielorts
Strafde, Hausnummer
PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name, Vorname
Telefonnummer dienstlich
Telefonnummer mobil
E-Mail-Adresse
Faxnummer
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IX.

Angaben bei der Uberlassung von

Verkehrsmitteln/Verkehrsanlagen/Verkehrsinfrastruktur und -suprastruktur als mit

der Verkehrsleistung verbundene Nebenleistung:

Anzahl:

Bezeichnung des Verkehrsmittels:
(z.B. LKW)

Bezeichnung der Verkehrsanlage bzw.
Verkehrsinfrastruktur und —-suprastruktur:

(z.B. Uberlassung von Lagerhallen, Umschlaganlagen):

Art der Nutzung: o zum Gebrauch
o zum Mitgebrauch
o zur anderen Nutzung
(z.B. Verbringung von Verkehrsmitteln zu
ihrem Schutz, § 14 VerkSiG)
Nutzungszweck:
Uberlassungsdauer von:
bis:
Ort/Region der Nutzung
Telefonnummer mobil

mit der Verkehrsleistung verbundene
Nebenleistungen

Erginzende Angaben:
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Hiermit verpflichtet sich der Bedarfstriger der Einsatzbehorde unverziglich die erfolgreiche
Erbringung jeder einmaligen Beférderung, jeder Teilbeférderung einer einmaligen Beférderung
und jeder wiederkehrenden Beférderung abschlieffend zu bestitigen bzw. bei Eintritt von
Leistungsstorungen zu berichten.

Fiir den Fall, dass der Leistungsempfanger nach § 8 BLG vom Bedarfstriager abweicht:

o Hiermit verpflichtet sich der Leistungsempfanger, unverziglich die erfolgreiche
Erbringung jeder einmaligen Beférderung, jeder Teilbeférderung einer einmaligen

Beférderung und jeder wiederkehrenden Beférderung dem Bedarfstriager zu bestitigen
bzw. bei Eintritt von Leistungsstérungen zu berichten.

Hinweis: Falls einzelne Informationen zum Zeitpunkt der Anforderungserstellung noch nicht

bekannt sind, miissen diese im Interesse einer schnellstmoglichen Bearbeitung unverziiglich
nachgereicht werden.

Ort, Datum, Behorde, Name, Vorname
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Anlage 4:

Muster-Leistungsbescheid zur Verpflichtung von Verkehrsleistungen nach dem
Bundesleistungsgesetz (BLG) in Verbindung mit der alilgemeinen
Verwaltungsvorschrift zu § 17 des Verkehrssicherstellungsgesetzes liber die
Sicherstellung von Giiterbeférderungen auf der StraBe (VSGGiiVwV)

Empfinger: Leistungspflichtiger Absender: Anforderungsbehoérde
<Behorde>
<Strafle, Hausnummer>
<Name des Unternehmens> <PLZ, Ort>
<StraRe, Hausnummer>
<PLZ, Ort> <Name, Vorname d. Bearbeiters/in>
<Telefonnummer>
Ansprechperson <E-Mail-Adresse>
<Name, Vorname>
<Telefonnummer>
<E-Mail-Adresse> Nachrichtlich an:
1. Einsatzbehorde
<Behorde>
<Strafle, Hausnummer>
<PLZ, Ort>

2. Koordinierende Behorde
Bundesamt fiir Logistik und Mobilitit
Werderstrafie 34

50672 Koln

Ausfillhinweis (bitte vor Weiterleitung an Anforderungsbehérde l6schen):
Der Leistungsbescheid ist gem. Ziffer 14.3.3. VSGGUiVwV von der Einsatzbehérde
vorauszufiillen und an die Anforderungsbehdrde weiterzuleiten.

LEISTUNGSBESCHEID

Fiir Zwecke der Verteidigung ergeht hiermit nach §§ 35, 36 Abs. 1 BLG folgender
Leistungsbescheid.

Der Leistungspflichtige wird verpflichtet, folgende Verkehrsleistung(en) fiir den
nachfolgend genannten Bedarfstriger bzw. den hiervon abweichenden
Leistungsempfinger zu erbringen:
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Bedarfstriager (nach § 6 der Anforderungsbehorden- und Bedarfstrigerverordnung - ABV)

Behorde/ Institution

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

E-Mail-Adresse

Faxnummer

Fiir den Fall, dass der Leistungsempfidnger vom oben genannten Bedarfstrdger abweicht:

Leistungsempfinger

Behorde/ Institution

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Ansprechperson

Name, Vorname

Telefonnummer dienstlich

E-Mail-Adresse

Faxnummer
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L. Leistungsgegenstand
o | Gutertransport auf dem Verkehrstrager Strale (weiter unter IL.)
o | Uberlassung von Verkehrsmitteln/Verkehrsanlagen/Verkehrsinfrastruktur

VII)

sowie als mit der Verkehrsleistung verbundene Nebenleistungen (weiter unter

Bei Giitertransport:

IL. Transportkompetenz

1)

o Stiickgut

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes:

Lebensmitteltransport (kein Thermo)

Oja oOnein

Containertransport Oja oOnein
Wenn ja: 0 20 FuB o 40 FuB
Gefahrgut Oja oOnein

wenn ja: ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen)

(kg /1)

2)

o Fliissiggut

Bezeichnung des zu
transportierenden Gutes:

Lebensmitteltransport (kein
Thermo)

Oja onein

Containertransport

Oja oOnein

Wenn ja:

0 20 Full 0 40 Fuf

Gefahrgut

Oja oOnein

wenn ja: - ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit
streichen)

1/m?

3)

o Schiittgut

Bezeichnung des zu transportierenden Gutes:

Lebensmitteltransport (kein Thermo)

Oja oOnein

Containertransport

Oja oOnein




-47 - Drucksache 394/26

Wenn ja: 0 20 Fuf3 o 40 Ful

Gefahrgut Oja Onein

wenn ja: - ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen) (kg/t / m?)

4) o Thermotransporte
Bezeichnung des zu transportierenden Gutes:

Lebensmitteltransport Oja Onein

Containertransport Oja oOnein
Wenn ja: o0 20 FuB3 o 40 FuB

Gefahrgut Oja oOnein

wenn ja: ADR-Klasse

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen) (kg/t /1/ m3)

5) o Unkonventionelle Transporte
Bezeichnung des zu transportierenden Gutes:

o Uberschwer

o iiberlang: Mafle in m und cm

o Uberbreit: Mafde in m und cm

o iberhoch: Mafie in m und cm

o Kranfahrzeug: Mafle in m und cm

o Tiertransport

Menge (nicht zutreffende Einheit streichen) (kg/t /1/ m3)

Stiickzahl bei Kranfahrzeugen und Tiertransporten
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II1.

Hiufigkeit der Leistung

o einmalige Leistung*
(nach § 1 Abs. 1 Nr. 2,§ 2 Abs. 1 Nr. 9 BLG)

(*eine bzw. mehrere Einzelbeférderung(en) mit einem Startort
und einem Zielort)

- wenn ja, dann weitere Angaben unter IV. erforderlich

Oja

O nein

0 einmalige Leistung mit Teilbeforderungen*
(nach § 1 Abs. 1 Nr. 2,§ 2 Abs. 1 Nr. 9 BLG)

(*eine bzw. mehrere Einzelbeférderungen(en) mit einem
Startort und jeweils unterschiedlichen Zielorten)

- wenn ja, dann weitere Angaben unter IV. erforderlich

Oja

0O nein

o wiederkehrende Leistung*
(nach § 1 Abs. 1 Nr.2,§ 2 Abs. 1 Nr. 10 BLG)

(*Turnusmdflig sich wiederholende gleichartige
Beforderungsleistungen innerhalb eines festgelegten

Zeitraumes mit fixen Start- und Zielorten)

- wenn ja, dann weitere Angaben unter V. erforderlich

Oja

O nein
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Beférderungsmodalititen der einmaligen (Teil-)Beforderungen

o einmalige Beforderung

Drucksache 394/26

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

o einmalige Teilbeforderungen

1. Teilbeférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m? bzw. Stiickzahl

2. Teilbeférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort:

Soll-Ankunftszeit am Zielort:

Teilmenge in kg, t, 1 oder m* bzw. Stiickzahl:

3. Teilbeférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m® bzw. Stiickzahl
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V. Beforderungsmodalititen bei wiederkehrenden Beférderungen

1. wiederkehrende Beforderung
Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

sofern alle weiteren Angaben gleich bleiben

Intervall der Wiederkehr
(z.B. taglich, wochentlich, monatlich)
Datum der letztmaligen Erbringung der Beférderung

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t,1 oder m® bzw. Stiickzahl

2. wiederkehrende Beférderung
(Nur auszufiillen, wenn weitere von der 1. wiederkehrenden Beférderung
abweichende Beférderungen vorgenommen werden sollen)

Soll-Bereitstellungsdatum am Startort

Soll-Bereitstellungszeit am Startort

Soll-Ankunftsdatum am Zielort

Soll-Ankunftszeit am Zielort

Teilmenge in kg, t, 1 oder m® bzw. Stiickzahl
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Angaben zu den Start- und Zieladressen
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1. beieinmaliger oder wiederkehrender Beférderung: Angabe von Start- und

Zieladresse sowie Erreichbarkeiten

a) Startadresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson an Startort

Startadresse

Bezeichnung Aufnahmeort
(Bsp.: Unternehmen, Giiter-/Personenbahnhof,
Liegeplatz im Hafen)

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name der Ansprechperson

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

b) Zieladresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson am Zielort

Zieladresse

Bezeichnung des Zielorts

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name der Ansprechperson

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer
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2. Beieinmaliger Beférderung mit Teilbeférderungen: Angabe der Startadresse
und Zieladressen

a) Startadresse und Erreichbarkeit der Ansprechperson an Startort

Startadresse

Bezeichnung Aufnahmeort
(Bsp.: Unternehmen, Giiter-/Personenbahnhof,
Liegeplatz im Hafen)

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name der Ansprechperson

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

b) Zieladressen und Erreichbarkeit der Ansprechperson am Zielort

1. Zieladresse

Bezeichnung des Zielorts

Strafde, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Ansprechperson

Name der Ansprechperson

Telefonnummer dienstlich

Telefonnummer mobil

E-Mail-Adresse

Faxnummer

2.Zieladresse

Bezeichnung des Zielorts:

Strafte und Hausnummer:

PLZ, Ort:

Land:

Ansprechperson

Name der Ansprechperson:

Telefonnummer dienstlich:

Telefonnummer mobil:

E-Mail-Adresse:

Faxnummer:
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VII.  Angaben bei der Uberlassung von
Verkehrsmitteln/Verkehrsanlagen/Verkehrsinfrastruktur und -suprastruktur als
mit der Verkehrsleistung verbundene Nebenleistung:

Anzahl:

Verkehrsmittel:
(z.B. LKW)

Verkehrsanlage bzw. Verkehrsinfrastruktur
und -suprastruktur

(z.B. Uberlassung von Lagerhallen, Umschlaganlagen):
Art der Nutzung o zum Gebrauch

o zum Mitgebrauch

o zur anderen Nutzung
(z.B. Verbringung von Verkehrsmitteln zu
ihrem Schutz, § 14 VerkSiG)

Nutzungszweck

Uberlassungsdauer von:
bis:

Ort/Region der Nutzung

Telefonnummer mobil
mit der Verkehrsleistung verbundene
Nebenleistungen
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Erginzende Bestimmungen zur Beférderungsdurchfiihrung

Bitte bestitigen Sie der Einsatzbehoérde unverziiglich die Transportdurchfiihrung gemif} den oben
genannten Beforderungsmodalititen.

Folgende Angaben sind in diesem Zusammenhang der Einsatzbeh6rde mitzuteilen:

- Telefonische Erreichbarkeit Ihres Unternehmens
(Wichtig: Die telefonische Erreichbarkeit muss fiir eventuelle Riickfragen sowie zu Fragen zum
aktuellen Beforderungsstatus zwingend den Zeitraum der vorgesehenen
Bef6érderungsdurchfithrung abdecken.)

- Kennzeichen des/der einzusetzenden Beférderungsmittel
(Bei Durchfiihrung von mehreren Beférderungen bitte die jeweilige Beférderungsnummer angeben)

1. Bitte kontaktieren Sie die Einsatzbeh6rde (Ansprechperson: , Telefonnummer:
) unverziiglich bei Abfahrt am Startort. Teilen Sie der Einsatzbeh6rde unter Angabe
ihres Unternehmensnamens sowie des Kennzeichens des eingesetzten Fahrzeugs hierbei bitte
e die tatsichliche Abfahrtszeit sowie
e die tatsdchliche Beladungsmenge bzw. die tatsidchliche Personenanzahl
mit.

2. Bitte kontaktieren Sie die Einsatzbehorde (Ansprechperson: , Telefonnummer:
) zudem nach der Hilfte der zu absolvierende Strecke. Teilen Sie der Einsatzbehorde
hierbei unter Angabe ihres Unternehmensnamens sowie des Kennzeichens des Fahrzeugs bitte
e den aktuellen Standort des Fahrzeugs sowie
e voraussichtliche Ankunftszeit
mit.

3. Bitte kontaktieren Sie die Einsatzbehdrde (Ansprechperson: , Telefonnummer:
) unverziiglich bei Ankunft am Zielort. Bitte bestitigen Sie der Einsatzbehorde die
vollendete Leistungserbringung unter Angabe
e der tatsichlichen Ankunftszeit sowie
e der abgelieferten Beladungsmenge bzw. der ausgestiegenen Personenzahl.

4. Bei Abweichungen im geplanten Beférderungsablauf ist mit der Einsatzbehorde
(Ansprechperson: , Telefonnummer: ) ebenfalls unverziiglich Kontakt
aufzunehmen.

Dies umfasst vor allem die Mitteilung

e beiVerzogerungen der geplanten Startzeit, die eine nicht unwesentlich verspitete Ankunft
am Zielort erwarten lassen,

e beibesonderen Vorkommnissen wiahrend der Fahrt, die eine nicht unwesentlich verspatete
Ankunft am Zielort erwarten lassen (Stau, Verkehrsbehinderungen etc.) bzw. die zu einem
Abbruch der Beférderungsdurchfithrung fithren (technischer Defekt, Unfall etc.).

5. Die Bestimmungen des Giiterkraftverkehrsgesetzes, des Sonn- und Feiertagsfahrverbots der
Stralenverkehrs-Ordnung sowie das Fahrverbot der Ferienreiseverordnung und die
Fahrbeschrinkungen aufgrund der Verordnung zur Sicherstellung des Strafienverkehrs gelten,
soweit diese dem Bescheid entgegenstehen, bei der Beférderungsdurchfithrung nicht.

Zum Nachweis der Fahrtberechtigung hat der Fahrzeugfiihrer diesen Verpflichtungsbescheid
(ggf. in beglaubigter Kopie) mitzufithren.

Im Ubrigen sind die geltenden gesetzlichen Bestimmungen zur Teilnahme am Verkehr
einzuhalten, wie z.B. die Verkehrsvorschriften.
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[Hinweis fiir die Verwendung: Nachstehende Muster-Formulierungen sind ggf. an die
jeweils geltenden (landes-)gesetzlichen Regelungen anzupassen.]

Leistungsentschidigung

Fiir die erbrachte Leistung erhalten Sie eine Entschiddigung, die sich nach dem fiir
vergleichbare Leistungen im Wirtschaftsverkehr {iblichen Entgelt bemisst, sofern sich die
Entschidigung nicht nach bestimmten Tarifen bemisst.

Entschidigungspflichtig ist der oben genannte Leistungsempfinger.

Rechtsgrundlage: §§ 20 bis 33 BLG

Zuwiderhandlung

Falls die Leistung nicht sofort erbracht wird, kann zu ihrer Durchsetzung unmittelbarer
Zwang gemaR § 91.V.m. den §§ 6 und 12 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes angewendet
werden. Eine Verletzung der Leistungspflicht kann als Ordnungswidrigkeit mit einer
Geldbufie bis zu 25 000 Euro geahndet werden oder als Straftat nach § 85 BLG mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft werden

Rechtsgrundlage: 84 Abs. 1 und 3 BLG

Sofortige Vollziehung

Die sofortige Vollziehung des Bescheids wird hiermit angeordnet. Ein Widerspruch gegen
diesen Bescheid befreit Sie nicht von der Leistungspflicht.

Begriindung

Nach § 35 BLG ist die Anforderungsbehoérde dazu berechtigt Leistungen durch
Leistungsbescheid anzufordern, wenn ein Anforderungsfall nach § 1 Abs.1 Nr.1 - 3 BLG
vorliegt und eine Bedarfsdeckung auf andere Weise <nicht>, <nicht rechtzeitig>,

< nur mit unverhiltnismifiigen Mitteln> moglich ist.

Zur Erfiillung dieser Aufgabe ist es nunmehr notwendig, dass Sie die hiermit geforderte
Leistung erbringen.

Die in diesem Bescheid angegebene Anforderungsbehérde ist nach § 5 Abs. 1 BLGi.V.m. §§ 1
bis 3 ABV zustindig.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung mit Beginn der Leistungspflicht ist erforderlich, da
die unverziigliche Herstellung der Verteidigungsbereitschaft im Falle dufierer Gefahr im
offentlichen Interesse liegt (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i.V.m. § 39
Satz 1 BLG)
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Verpflichtungsbescheid kénnen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch erheben. Dieser ist bei der zustdndigen Behorde

Name der Behorde:

Straf’e, Hausnummer:

PLZ, Ort:

schriftlich, in elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes,
schriftformersetzend nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Absatz 5
des Onlinezugangsgesetzes oder zur Niederschrift zu erheben (§ 70 VwGO).

Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung, § 39 BLG i.V.m. § 80 Abs. 2 Nummer 4
VwGO. Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung ganz oder
teilweise anordnen.

Unterschrift der Behordenleitung, ihrer Vertretung oder ihrer Beauftragten; § 37 VwV{G
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Anlage 5a:

Musterkennzeichnung von Fahrzeugen der Transportorganisation des Landes (TOL)

TOL

BB Brandenburg NI Niedersachsen

BE Berlin NW | Nordrhein-Westfalen
BW Baden-Wiirttemberg RP Rheinland-Pfalz

BY Bayern SH Schleswig-Holstein
HB Bremen SL Saarland

HE Hessen SN Sachsen

HH Hamburg ST Sachsen-Anhalt

MV Mecklenburg-Vorpommern TH Thiringen
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Anlage 5b:

Musterkennzeichnung von Fahrzeugen der Transportorganisation des Bundes (TOB)
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Anlage 6:

Muster-Statusbericht der Einsatzbehorde an die koordinierende Behorde sowie den/
die Bedarfstrager bzw. den/ die Leistungsempfanger/in

An: Koordinierende Behorde

Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat
Koordinierende Behorde

Werderstrafe 34
50672 Koln

An: Bedarfstrdger / Leistungsempfinger

<Name d. Behorde / Institution>
<Strafle, Hausnummer>
<PLZ, Ort>

Absender: Einsatzbehorde

<Name d. Behorde>
<Strafle, Hausnummer>
<PLZ, Ort>

<Name, Vorname d. Bearbeiters/in>

<Telefonnummer>
<E-Mail-Adresse>

Statusbericht

Datum

Uhrzeit

Klassifizierung der Beférderung

Gesamtleistungsanforderungsnummer
(wird von der koordinierenden Behorde
vergeben)

1. Leistungsgegenstand

Transportgut:

Menge:

2, Beférderungsmodalititen (zutreffende Beférderung bitte ankreuzen)

o einmalige Beforderung
(*eine bzw. mehrere Einzelbeforderung(en) mit
einem Startort und einem Zielort)

o Aufteilung in mehrere
Einzelbeforderungen
Wenn ja, Anzahl d. Einzelbeférderungen;___
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o einmalige Beférderung mit o Aufteilung in mehrere

Teilbeférderungen* Einzelbeforderungen

(*eine bzw. mehrere Einzelbeférderungen(en) mit Wenn ja, Anzahl d. Einzelbeférderungen:___

einem Startort und jeweils unterschiedlichen

Zielorten)

o wiederkehrende Beférderung* o Aufteilung in mehrere
Einzelbeforderungen

(*Turnusmdflig sich wiederholende gleichartige

Beforderungsleistungen innerhalb eines festgelegten | \Wenn ja, Anzahl d. Einzelbeférderungen:

Zeitraumes mit fixen Start- und Zielorten.) —

3. Angaben zu dem Start- und Zielort sowie Abfahrts- und Ankunftszeit

Startort:
(Bundesland, PLZ, Ort)

Soll-Abfahrtszeit:
(Datum, Uhrzeit)

Zielort
(Bundesland, PLZ, Ort)

(* bei mehreren Teilbeférderungen sind
alle Zielorte anzugeben)

Soll-Ankunftszeit:
(Datum, Uhrzeit)

4. Angaben zum Transportunternehmen
(Sofern mehrere Unternehmen eingesetzt werden, bitte die Angaben fiir alle eingesetzten Unternehmen
tdtigen.)

o TOL-Unternehmen
o TOB-Unternehmen

Name des Unternehmens
(Bundesland, PLZ, Ort)

Anschrift des Unternehmens

Leistungsbescheid bereits oja, Datum:
erlassen: O nein
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Bericht nach abgeschlossener Transportplanung

Bericht nach abgeschlossener Transportdurchfiihrung, bei jeder erfolgreich
erbrachten

- einmaligen Beférderung,

- Teilbeférderung einer einmaligen Beférderung

- wiederkehrenden Beférderung

Bericht bei Eintritt von Leistungsstorungen in der Planung- oder Ausfiihrungsphase




SPI9YI$aqsSSuUN)SIaT
s9p wmeq

19
mIpdIiaa

LEL
Yauraun

(42117 "M2q
uauuoJ uy)
98uo
unodsuer],

mSyodsuer],

(IezIyn
‘wnje()

n
azsyumyuy
-110s

MopIZ

(ez1yn
‘wnje()
NAZS IRy
-T1os

HosyyeIqQY

Uurgauraju)

Jawrwrnu
-sdunis

pIgyeqpezurg

(Suniapigjaqazurg

1 = PRuniodsuel], 1) usadunidpigjaqazury ul SunidpiojuesSun)sPIuIessn Id3p SunLYny

IN@I

Sunuedyiodsuelr], Iouasso[osaSqe yoeu Jyoiag O T

YoLIagsNIels

9Z/v6€ 2yoesyoniqg

I



(zIyn

(4onT mzq ‘wnjeq) (az1yn
uauuoJ uy) 1 ‘wnieq) Iowwnu
a8u PZSunjuy 19ZSMIYeJqy -sguni
Sunirowag | surjrodsueif, m8iodsueiy, -18[ 1101317 -18] 110SMIYeIqY USWIYPUIdU() | IpIQJOq[azZurg

SUNIYNJYIINplIodsuel], I9UasSSO[(Isasqe [oeuPliog 0 ¢

92/v6¢< dydesyoniqg -€9-



UdUIYeUSfe[\ 919319\

:Sunpunidag

(uaBe[siyajIa

19po uaSe[Ia1Id M\
91BqQUISIAUIOA JYDIU ‘g 'Z)
ud)one8SuId

s)1219q SuniglssSuN)SIT

:Sunpunidag

(uaSersiyaIa

19po uaSe[Ia1Id M
91BqQUSIaYIOA JYIIU "g'Z)
ua)IemMId

nz SuniglssSums_

MoRIZ

Mosyyejqy

UuIygauraju )

Jowwnu-sSu
NI9pIojaq[azury

aseqdsSunIynjsny Iapo -ssunue[q Jop Ul U9SUNIQ)SSSUNISIO] UOA UL 199 IYO1Idg O

92/v6¢ d3yoesyon.qg

€




JWIBWIOA ‘@UIBN ‘@pIoyag ‘wnyeq M0

92/v6¢€ ?ydesyoniqg -G9-




	394-26-vor.pdf�
	Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 Verkehrs-sicherstellungsgesetz über die Sicherstellung von Güterbeförderungen auf der Straße (VSGGüVwV)
	Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 17 Verkehrs-sicherstellungsgesetz über die Sicherstellung von Güterbeförderungen auf der Straße (VSGGüVwV)

	394-26-Text.pdf�
	Einfügen aus "leerseite.pdf"
	0048-25-vor.pdf�
	48-25-Fassung.pdf�


